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Vorbemerkungen 

Die Ausführungen in der vorliegenden Begründung beziehen sich auf den Entwurf des Bebau-
ungsplans. Es wird auf die angestrebten Planfestsetzungen und sonstige Inhalte eingegangen. 
Hierdurch wird zunächst nur eine planerische Absicht zum Ausdruck gebracht, die sich auf-
grund weiterer Hinweise aus der Öffentlichkeit und von den Behörden im Rahmen der Beteili-
gung ändern kann. Bei der Begründung der Festsetzungen und der sonstigen Inhalte wird 
allein aus Gründen der Praktikabilität die Form des Indikativs (z. B.: „Teilfläche 1 wird als Ge-
werbegebiet festgesetzt“) verwendet, anstatt über das Modalverb „sollen“ (z. B.: „Teilfläche 1 
soll als Gewerbegebiet festgesetzt werden“) eine entsprechende Absicht zum Ausdruck zu 
bringen. 

Dieser Teil 1 der BEGRÜNDUNG zum Bebauungsplan stellt die „Allgemeine Begründung“ dar. 
Den Teil 2 der BEGRÜNDUNG stellt der „Umweltbericht“ dar. 
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1 Planungsgegenstand 

1.1 Anlass, Zweck, Ziele und Erforderlichkeit 

Die Gemeinde Regnitzlosau stellt den gegenständlichen Bebauungsplan zur Entwicklung ei-
nes Gewerbegebietes in Draisendorf/Süd auf. Die demografischen Rahmenbedingungen las-
sen erwarten, dass die Bedeutung der Gemeinde als Wohnstandort sowie ihre Versorgungs-
funktion als Mittelzentrum mittelfristig gefährdet ist, wenn sie nicht vor Ort Arbeitsplätze bereit-
stellen kann. Die Gemeinde hat bislang eine geringe Bedeutung als Wirtschaftsstandort, ein 
Großteil der Einwohner pendelt zum Nachgang einer Beschäftigung aus.  

In der Gemeinde Regnitzlosau fehlt es bislang an einer verfügbaren, großen, zusammenhän-
genden und gut erschlossenen Gewerbefläche. Ein zusätzliches Gewerbegebiet soll die Be-
deutung der Gemeinde als Wirtschaftsstandort stärken und somit auch den Fortbestand der 
bestehenden Infrastruktur und Einrichtungen absichern.  

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie „Interkommunale Gewerbegebiete in Rehau–Döhlau–
Regnitzlosau“ (2017) wurde das Plangebiet des gegenständlichen Bebauungsplans in die en-
gere Auswahl für ein interkommunales Gewerbegebiet aufgenommen.  

Die Flächen befindet sich südlich des Ortes Draisendorf und der HO 4 im Dreieck der BAB 
A93 sowie der B15. Die nächste Ortslage ist Draisendorf (ca. 450 m). Die Grundstücke befin-
den sich derzeit in Privatbesitz. Sie werden derzeit landwirtschaftlich genutzt.  

Mit dem Bebauungsplan soll nunmehr Planungsrecht für die Flächen geschaffen werden. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans werden insbesondere folgende Planungsziele ange-
strebt: 

• Festsetzung von Gewerbegebieten und Konkretisierung des Gebietscharakters durch 
die Zulässigkeit/Nichtzulässigkeit von Nutzungen und Anlagen, 

• Sicherung der Erschließung der Gewerbegebiete, 
• Sicherung des naturschutzfachlichen Ausgleichs des erforderlichen Eingriffs. 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 30.01.2024 die Aufstellung des Bebauungsplans Ge-
werbegebiet „Regnitzlosau-Draisendorf“ beschlossen. Die Gemeinde stellt hierzu (vorerst) ei-
nen Angebotsbebauungsplan auf, um die gegenüber einem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan übliche Konzentration auf einen Nutzer während des Vorentwurfs auszuschließen und die 
Flächen einem breiteren Nutzerkreis anbieten zu können und hierbei auch auf sinnvolle Sy-
nergien zwischen den zukünftigen Nutzungen einwirken zu können. Es ist vorgesehen, bei 
Bekanntwerden einer konkreten Entwicklungsabsicht eines Vorhabenträgers das Bebauungs-
planverfahren hierauf anzupassen. Das Bebauungsplanverfahren wird im Regelverfahren 
nach BauGB durchgeführt. 

1.2 Plangebiet und Geltungsbereich 

Das Plangebiet umfasst gemäß Aufstellungsbeschluss eine Fläche von ca. 15,1 ha.  

Das Plangebiet verfügt über keine direkte Anbindung an eine bestehende Siedlungsfläche. 
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Der Geltungsbereich der Aufstellung des Bebauungsplans umfasst die Flur-Nrn.: 219 (Teilbe-
reich), 235 (Teilbereich), 239, 240 (Teilbereich), 241, 242, 243, 244, 245/1 der Gemarkung 
Draisendorf. 

 

 
Abb. 1: Geltungsbereich des gegenständlichen Bebauungsplans und der parallelen Ände-

rung des Flächennutzungsplans (blau), rot umrandet der ursprüngliche Aufstel-
lungsbeschluss der Gemeinde Regnitzlosau vom 30.01.2024 zur Änderung des Flä-
chennutzungsplans 

 

1.2.1 Technische und sozioinfrastrukturelle Erschließung 

Verkehr 

Das Plangebiet ist durch die Kreisstraße HO 4 erschlossen, welche durch die Ortschaft Klötz-
lamühle führt und in der Ortschaft Regnitzlosau in die Staatsstraße 2192 mündet. Entlang der 
Kreisstraße HO 4 befinden sich keine ausgebauten Anbindepunkte an das Plangebiet. Inner-
halb des Plangebietes bestehen keine Straßen.  

Das Plangebiet befindet sich angrenzend an die BAB A93 sowie die B15. Die Anschlussstelle 
der Bundesstraße in Kühschwitz wird in 1,3 km erreicht, die Bundesautobahn 93 in 2,1 km. 
Der Flughafen Hof-Plauen befindet sich in 20 km Fahr-Entfernung. 

Die nächstgelegenen Haltestellen des ÖPNV befinden sich in Draisendorf und Neukühschwitz 
(Bushaltestellen). Die nächstgelegene Haltestelle des Schienenverkehrs befindet sich in Wur-
litz.  
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Entlang der nördlichen und der westlichen Grenze des Geltungsbereichs verläuft ein Teil des 
Radwegenetzes des Landkreis Hof. 

Im Nordosten des Geltungsbereichs verläuft ein örtlicher Wanderweg (Museumsweg). Östlich 
des Geltungsbereichs verläuft ein Teil des Europäischen Fernwanderweges E3. 

Technische Erschließung und Elektrizität 

Das Plangebiet ist derzeit technisch hinsichtlich der Versorgung mit Strom, Wasser, Telekom-
munikation und Gas sowie der Abwasserbeseitigung nicht erschlossen.  

Die Gemeinde betreibt zur Abwasserbeseitigung nach der Satzung für die öffentliche Entwäs-
serungsanlage über Schönungsteiche der Gemeinde Regnitzlosau (Entwässerungssatzung - 
EWS - Schönungsteiche) eine Entwässerungsanlage über Schönungsteiche als öffentliche 
Einrichtung für das Gebiet Draisendorf. Das Plangebiet selbst ist bislang nicht angeschlossen. 
Gegebenenfalls kann Niederschlagswasser in das nahegelegene Kulmitzbächl bzw. über ei-
nen Graben in Richtung Draisendorf geleitet werden. 

Eine Ferngasleitung führt südlich der Ortslage von Vierschau vorbei.  

Durch das Plangebiet verlaufen zwei 110-kV-Freileitungen. 

Weitere Ausführungen werden im weiteren Verfahren ergänzt.  

Löschwasserversorgung 

Entsprechende Ausführungen werden im weiteren Verfahren gemäß den Stellungnahmen der 
Behörden ergänzt.  

Bildungs- und Sozialeinrichtungen 

Regnitzlosau verfügt im Hauptort über eine Grundschule in der Schulstraße. Zudem verfügt 
die Gemeinde über einen Kindergarten und eine Kinderkrippe in der Schulstraße. Weitere Bil-
dungseinrichtungen im Hauptort sind die Volkshochschule Regnitzlosau und die Volkshoch-
schule Hofer Land (Außenstelle Regnitzlosau). Sozialeinrichtungen bestehen in Form der 
Mehrgenerationen-Wohngemeinschaft des Diakonievereins Regnitzlosau e.V. und der Diako-
nie und Sozialstation Regnitzlosau im Hauptort Regnitzlosau sowie das Martin-Luther-Haus 
der Diakonie Hochfranken und das Diakonische Sozialzentrum Rehau - Rummelsberger 
Dienste für Menschen im Alter gemeinnützige GmbH in Rehau. 

1.2.2 Gebäudebestand, Bau- und Nutzungsstruktur, Umweltsituation 

Gebäude, Bau- und Nutzungsstruktur 

Das Plangebiet ist im Wesentlichen unbebaut. Südöstlich des Flurstücks 239 ist entsprechend 
dem Luftbild auf der FINr. 236, Gem. Draisendorf, ein Wochenendhausgrundstück vorzufin-
den. Die Flächen werden derzeit landwirtschaftlich genutzt. 

Im Plangebiet befinden sich keine Denkmäler. 

Umwelt 

Das Plangebiet ist topografisch nach Nordwesten hin leicht von ca. 560 m auf 550 m ü. NHN. 
abfallend und ansonsten eben. Im Osten befindet sich ein größeres Waldgebiet. Das Plange-
biet ist aus landschaftlicher Sicht exponiert. Innerhalb und angrenzend an den Geltungsbe-
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reich befinden sich keine Schutzgebiete. Das Plangebiet liegt in der Nähe eines wassersen-
siblen Bereichs. Bewohnte Immissionsorte befinden sich ca. 430 Meter vom Geltungsbereich 
entfernt. Im Umgriff des Bebauungsplans befinden sich mehrere Wiesenbrütergebiete mit 
Vorkommen des in Bayern vom Aussterben bedrohten Braunkehlchens. Im Plangebiet ist mit 
Bodenbrütern wie der Feldlerche zu rechnen. Altlastenflächen sind nicht bekannt. Im Plange-
biet befinden sich keine Gewässer. Nördlich des Plangebietes verläuft der Lohbach. Südlich 
des Plangebietes verläuft das Kulmitzbächl. 
Die weiteren wesentlichen umweltbezogenen Verhältnisse sind dem Umweltbericht zum Be-
bauungsplan sowie im weiteren Verfahren den umweltbezogenen Stellungnahmen zu ent-
nehmen. 

1.2.3 Planerische Ausgangssituation und rechtliche Rahmenbedingungen 

Landesentwicklungsprogramm  

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 
Die Ziele, Grundsätze und Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus dem Landesent-
wicklungsprogramm Bayern und dem Regionalplan, auf die im Folgenden eingegangen wird. 
Das Landesentwicklungsprogramm Bayern (Verordnung über das Landesentwicklungspro-
gramm Bayern (LEP) vom 22. August 2013 (GVBl. S. 550, BayRS 230-1-5-W), die zuletzt 
durch Verordnung vom 16. Mai 2023 (GVBl. S. 213) geändert worden ist) führt u. a. Folgendes 
aus: 

1 Grundlagen und Herausforderungen der räumlichen Entwicklung und Ordnung  

1.1 Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit  

1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen  

(Z)  In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen mit mög-
lichst hoher Qualität zu schaffen oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale 
der Teilräume sind weiter zu entwickeln. Alle überörtlich raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen haben zur Verwirklichung dieses Ziels beizutragen.  

(G)  Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstel-
lung und Sicherung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge und zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, wo zur Si-
cherung der Versorgung erforderlich auch digital, geschaffen oder erhalten wer-
den. 

Mit der gegenständlichen Planung wird die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau 
weiterentwickelt. Die Gemeinde befindet sich in einem vergleichsweise strukturschwachen 
Teilraum. Sie ist als besonders strukturschwache Gemeinde in Anhang 5 des LEP festgelegt. 
Der Großteil der arbeitenden Bevölkerung pendelt aus. Mit dem gegenständlichen Bebauungs-
plan wird die bedarfsgerechte Bereitstellung von Arbeitsplätzen angestrebt.  

1.1.2 Nachhaltige Raumentwicklung  

(Z)  Die räumliche Entwicklung Bayerns in seiner Gesamtheit und in seinen Teilräu-
men ist nachhaltig zu gestalten.  
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(Z)  Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprüchen und ökologischer Belastbar-
keit ist den ökologischen Belangen Vorrang einzuräumen, wenn ansonsten eine 
wesentliche und langfristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen 
droht. 

Der gegenständliche Bebauungsplan dient der Stärkung der Belange der Wirtschaft sowie der 
ortsansässigen Bevölkerung. Bestandteil des vorliegenden Bebauungsplans ist ein Umwelt-
bericht, in dem die ökologischen Auswirkungen untersucht werden. Eine wesentliche und lang-
fristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen ist nicht vorgesehen. Der Bebau-
ungsplan enthält hierzu grünordnerische Festsetzungen und Ausgleichsmaßnahmen.  

1.2 Demographischer Wandel 

1.2.1 Räumlichen Auswirkungen begegnen  

(Z)  Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen, insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwick-
lung, zu beachten.  

1.2.2 Abwanderung vermindern und Verdrängung vermeiden  

(G)  Die Abwanderung vor allem junger Bevölkerungsgruppen soll insbesondere in 
denjenigen Teilräumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen 
sind, vermindert werden.  

(G)  Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Möglichkei-
ten 

- zur Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplätzen, 

- zur Sicherung der Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge, 

- zur Bewahrung und zum Ausbau eines attraktiven Wohn-, Arbeits- und Leben-
sumfelds insbesondere für Kinder, Jugendliche, Auszubildende, Studenten sowie 
für Familien und ältere Menschen genutzt werden. 

Die Gemeinde Regnitzlosau ist von einem Bevölkerungsrückgang und zunehmender Alterung 
geprägt. Der Bebauungsplan dient der Schaffung von Arbeitsplätzen und soll die in der Ge-
meinde vorhandenen Arbeitsplätze (insbesondere durch eine Stabilisierung der Bevölkerungs-
größe) erhalten. Hierfür ist es erforderlich, neue Angebote zur Errichtung von Gewerbebetrie-
ben zu schaffen.  

1.3 Klimawandel 

1.3.1 Klimaschutz 

(G)  Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll auf die Klimaneutralität 
in Bayern hingewirkt werden.  

(G)  Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbe-
sondere durch 

- die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- 
und Mobilitätsentwicklung und 
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- die verstärkte Erschließung, Nutzung und Speicherung erneuerbarer Energien 
und nachwachsender Rohstoffe sowie von Sekundärrohstoffen. 

(G)  Die Klimafunktionen der natürlichen Ressourcen, insbesondere des Bodens und 
dessen Humusschichten, der Moore, Auen und Wälder sowie der natürlichen und 
naturnahen Vegetation, als speichernde, regulierende und puffernde Medien im 
Landschaftshaushalt sollen erhalten und gestärkt werden.  

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen zur Erzeugung erneuerbarer Energien (Solarmin-
destfläche). Hiermit soll ein Beitrag zur Klimaneutralität geleistet werden. Bestandteil des Be-
bauungsplans ist ein Umweltbericht, in dem die Auswirkungen auf das Klima und natürliche 
Ressourcen untersucht werden.  

1.4.1 Hohe Standortqualität  

(G)  Die räumliche Wettbewerbsfähigkeit Bayerns soll durch Schaffung bestmöglicher 
Standortqualitäten in wirtschaftlicher, ökologischer und sozialer Sicht in allen 
Teilräumen gestärkt werden. Dabei sollen im Wettbewerb um Unternehmen und 
Arbeitskräfte lagebedingte und wirtschaftsstrukturelle Defizite ausgeglichen, inf-
rastrukturelle Nachteile abgebaut sowie vorhandene Stärken ausgebaut werden. 

Der Bebauungsplan dient dem Abbau wirtschaftsstruktureller Defizite durch die Schaffung 
neuer Gewerbeflächen. Die Gemeinde befindet sich in einem vergleichsweise strukturschwa-
chen Teilraum. Zwar verfügt die Gemeinde über einen Autobahnanschluss an die BAB A93, 
das neue Gewerbegebiet ist hieran bislang nicht direkt angebunden. Allerdings ist die Anbin-
dung über die HO 4 an die B15 und hierüber an die BAB A93 möglich. 

2 Raumstruktur 

2.2 Gebietskategorien 

2.2.1 Abgrenzung der Teilräume  

(G)  Den sich aus der Raum- und Siedlungsstruktur ergebenden unterschiedlichen 
raumordnerischen Erfordernissen der Teilräume soll Rechnung getragen wer-
den. 

(Z)  Hierzu werden folgende Gebietskategorien festgelegt: 

 - Ländlicher Raum, untergliedert in 

  a) allgemeiner ländlicher Raum und 

  b) ländlicher Raum mit Verdichtungsansätzen, 

 - Verdichtungsraum. 

 Lage und Abgrenzung ergeben sich aus Anhang 2. 

2.2.3 Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf 

(G)  Teilräume mit wirtschaftsstrukturellen oder sozioökonomischen Nachteilen sowie 
Teilräume, in denen eine nachteilige Entwicklung zu befürchten ist, werden un-
abhängig von der Festlegung als Verdichtungsraum oder ländlicher Raum als 
Teilräume mit besonderem Handlungsbedarf festgelegt. Lage und Abgrenzung 
ergeben sich aus Anhang 2. 
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Die Gemeinde Regnitzlosau ist in der verbindlichen zeichnerischen Darstellung Teil des Allge-
meinen ländlichen Raums sowie als Teil des Raums mit besonderem Handlungsbedarf – 
Kreisregion dargestellt. 

2.2.5 Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums 

(G)  Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass 

- er seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig si-
chern und weiter entwickeln kann […]. 

(G)  Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des ländlichen Raums soll gestärkt und 
weiterentwickelt werden. Hierzu sollen 

- günstige Standortbedingungen für die Entwicklung, Ansiedlung und Neugrün-
dung von Unternehmen sowie Voraussetzungen für hochqualifizierte Arbeits- und 
Ausbildungsplätze geschaffen […] werden. 

Mit der gegenständlichen Planung wird in der Gemeinde Regnitzlosau ein Gewerbegebiet ent-
wickelt, sodass ein Beitrag zur Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums als eigenstän-
diger Lebens- und Arbeitsraum geleistet wird. Mit der Bauleitplanung als Angebotsplanung 
werden günstige Standortvoraussetzungen insbesondere für das produzierende Gewerbe ge-
schaffen. Die Bauleitplanung ermöglicht die Ansiedlung von Unternehmen innerhalb der Zu-
lässigkeitstatbestände des Bebauungsplans. 

3 Siedlungsstruktur 

3.1 Nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung, Flächensparen 

3.1.1 Integrierte Siedlungsentwicklung und Harmonisierungsgebot 

(G)  Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen und bedarfsorientier-
ten Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographi-
schen Wandels und seiner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der Schonung 
der natürlichen Ressourcen und der Stärkung der zusammenhängenden Land-
schaftsräume ausgerichtet werden.  

(G)  Flächen- und energiesparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter 
Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. 

(G)  Die Entwicklung von Flächen für Wohnzwecke, gewerbliche Zwecke sowie für 
Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen soll abgestimmt erfolgen. Ergänzend 
kann auf der Grundlage interkommunaler Entwicklungskonzepte ein Ausgleich 
zwischen Gemeinden stattfinden. 

(G)  Die Ausweisung größerer Siedlungsflächen soll überwiegend an Standorten er-
folgen, an denen ein räumlich gebündeltes Angebot an öffentlichen und privaten 
Dienstleistungs-, Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen in fußläufiger Er-
reichbarkeit vorhanden ist oder geschaffen wird. 

Der Bebauungsplan dient dazu, die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau wei-
terzuentwickeln. Die Gemeinde befindet sich in einem vergleichsweise strukturschwachen 
Teilraum. Der Großteil der arbeitenden Bevölkerung pendelt aus. Die Gemeinde hat damit 
überwiegend Wohnfunktion. Mit dem gegenständlichen Bebauungsplan wird die bedarfsge-
rechte Bereitstellung von Arbeitsplätzen angestrebt. Die verkehrsgünstige Lage an der BAB 
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A93 führt dazu, dass der Neubau überörtlicher Verkehrswege (mit Ausnahme eines direkten 
Anschlusses an die HO 4) nicht erforderlich ist. 

3.1.2 Abgestimmte Siedlungs- und Mobilitätsentwicklung 

(G)  Die Ausweisung neuer Siedlungsflächen soll vorhandene oder zu schaffende An-
schlüsse an das öffentliche Verkehrsnetz berücksichtigen.  

Der Bebauungsplan grenzt direkt an die HO 4 an, über die das Gewerbegebiet an den überört-
lichen Verkehr angebunden werden kann. Über die HO 4 und die B15 erfolgt zudem die An-
bindung an die BAB A93. 

3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

(G)  In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung 
vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenent-
wicklung begründet nicht zur Verfügung stehen.  

Für ein Gewerbegebiet in der vorliegenden Größenordnung bestehen in der Gemeinde keine 
bislang unausgeschöpften Flächen im Innenbereich. Die mit einer gewerblichen Nutzung ver-
bundenen Lärmkonflikte sprechen zudem gegen eine direkte Anbindung an vorhandene Sied-
lungsflächen (Trennungsgebot). 

3.3 Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot 

(G)  Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandar-
tige Siedlungsstruktur sollen vermieden werde.  

Der Bebauungsplan setzt Gewerbeflächen fest. Für solche Flächen bestehen in der vorliegen-
den Größenordnung in der Gemeinde keine bislang unausgeschöpften Flächen im Innenbe-
reich. Mit der vorliegenden Planung wird auch keine bandartige Siedlungsstruktur entwickelt. 
Vielmehr wird in der Gemeinde ein neuer Gewerbestandort geschaffen, der auch aufgrund 
anzunehmender Lärmkonflikte aufgrund der vorgesehenen Ansiedlung von produzierendem 
Gewerbe gegen eine direkte Anbindung an vorhandene Siedlungsflächen spricht. Gemäß der 
Begründung zu diesem Grundsatz ist eine Zersiedelung der Landschaft insbesondere gekenn-
zeichnet durch Streubebauung. Eine solche soll mit der vorliegenden Planung weder entwi-
ckelt noch gefördert werden. Es wird ein neuer Gewerbestandort in der Gemeinde mit entspre-
chendem Gewicht geschaffen. 

(Z)  Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungsein-
heiten auszuweisen. Ausnahmen sind zulässig, wenn 

- […] ein Logistikunternehmen oder ein Verteilzentrum eines Unternehmens auf 
einen unmittelbaren Anschluss an eine Autobahnanschlussstelle oder deren Zu-
bringer oder an eine vierstreifig autobahnähnlich ausgebaute Straße oder auf ei-
nen Gleisanschluss angewiesen ist und ohne wesentliche Beeinträchtigung des 
Orts- und Landschaftsbilds geplant ist, 

- ein großflächiger produzierender Betrieb mit einer Mindestgröße von 3 ha aus 
Gründen der Ortsbildgestaltung nicht angebunden werden kann, 

- von Anlagen, die im Rahmen von produzierenden Gewerbebetrieben errichtet 
und betrieben werden sollen, schädliche Umwelteinwirkungen, insbesondere 
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durch Luftverunreinigungen oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem 
Wohnen dienende Gebiete ausgehen würden […]. 

Im gegenständlichen Bauleitplanverfahrens soll sichergestellt werden, dass auf einer Teilflä-
che (nur) produzierendes Gewerbe mit einer Mindestgröße von 3 ha bzw. mit schädlichen 
Umweltauswirkungen zulässig ist. Dies entspricht den Entwicklungsvorstellungen der Ge-
meinde  

Die Gemeinde stellt hierzu einen Angebotsbebauungsplan auf, um die gegenüber einem vor-
habenbezogenen Bebauungsplan übliche Konzentration auf einen Nutzer im Vorhinein auszu-
schließen und die Flächen einem breiteren Nutzerkreis anbieten zu können und hierbei auch 
auf sinnvolle Synergien zwischen den zukünftigen Nutzungen einwirken zu können. Dies hat 
zur Folge, dass die zukünftigen Ansiedlungen (eines oder mehrerer konkreter Betriebe) nicht 
vertraglich sichergestellt werden. Es wird vielmehr auf den Festsetzungskatalog gemäß § 9 
BauGB abgestellt. Das Plangebiet soll Betrieben mit besonderen Bedürfnisse hinsichtlich des 
Verkehrsanschlusses (Betriebe, die den An- und Abtransport bestimmter Rohstoffe und Fer-
tigprodukte bewerkstelligen und einen Massengut- und Schwerlastverkehr ermöglichen müs-
sen) sowie der Flächengröße (Betriebe, die flächenintensive gewerbliche industrielle Großvor-
haben darstellen) und auch des Betriebsstandortes (Betriebe, die anderen Betrieben zugeord-
net sind, weil sie im Produktionsverbund zusammenwirken bzw. für die die Standortnähe güns-
tig ist) dienen. Der vorgesehene Standort ist für solche Betriebe günstig, da er nicht unmittelbar 
an bestehende Wohngebiete angrenzt und verkehrlich gut angebunden ist. Das Gewerbe 
würde im Nahbereich von Wohngebieten ggf. zu erheblichen Lärmkonflikten führen, während 
am gegenständlichen Standort aufgrund der Flächengröße die Betriebsabläufe dagegen so 
gestaltet werden können, dass keine Beeinträchtigung der Bevölkerung entsteht. Sollte im 
weiteren Verfahren der Erarbeitung des Bebauungsplans ein Vorhabenträger Interesse an den 
Flächen zeigen, kann die weitere Bauleitplanung vorhabenbezogen erfolgen 

(G)  Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der grenznahen Gebiete kann in diesen 
Gebieten die Möglichkeit der Zielabweichung nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 BayLplG 
bei der Ausweisung neuer Gewerbe- und Industriegebiete unter Berücksichti-
gung der Praxis in den Nachbarländern besonders berücksichtigt werden. Glei-
ches gilt unter Berücksichtigung der jeweiligen Strukturdaten in den in Anhang 5 
festgelegten besonders strukturschwachen Gemeinden.  

Die Gemeinde Regnitzlosau befindet sich in einem grenznahen Gebiet und wurde als beson-
ders strukturschwache Gemeinde festgelegt. Die Möglichkeit einer Zielabweichung nach Art. 
4 Abs. 1 Satz 1 BayLplG kann somit besonders berücksichtigt werden. Gemäß der Begrün-
dung zu diesem Grundsatz hat die Ansiedlung von Gewerbe und Industrie besondere Bedeu-
tung für die Entwicklung besonders strukturschwacher Gemeinden. Dies ist für die Gemeinde 
Regnitzlosau zutreffend. Die Gemeinde soll demzufolge erleichterte Möglichkeiten haben, Ge-
werbe- und Industriegebiete auszuweisen.  

4 Mobilität 

4.2 Straßeninfrastruktur 

(G)  Das Netz der Bundesfernstraßen sowie der Staats- und Kommunalstraßen soll 
leistungsfähig erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden.  
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(G)  Bei der Weiterentwicklung der Straßeninfrastruktur soll der Ausbau des vorhan-
denen Straßennetzes bevorzugt vor dem Neubau erfolgen.  

(G)  Beim Erhalt und Ausbau der Straßeninfrastruktur sollen die Anforderungen für 
die Mobilität der Zukunft berücksichtigt werden.  

Die gegenständliche Planung schließt unmittelbar an bestehende Straßenverkehrsinfrastruk-
tur (Kreisstraße HO 4) an. Über diese Straße besteht in ca. 500 bis 700 m eine Auffahrt zur 
B15, über die die BAB A93 erreichbar ist. In Richtung Hauptort Regnitzlosau führt die HO 4 
durch die Ortschaft Klötzlamühle und mündet in Regnitzlosau in die Staatsstraße 2192. Es 
werden somit bestehende Verkehrsverbindungen genutzt.  

4.4 Radverkehr 

(G)  Das Radwegenetz soll erhalten sowie unter Einbeziehung vorhandener Ver-
kehrsinfrastruktur bedarfsgerecht ausgebaut und ergänzt werden.  

Das Plangebiet schließt an einen Teil des Radwegenetzes des Landkreises Hof an. Das be-
reits vorhandene Radverkehrsnetz kann durch die zukünftigen Nutzer somit entsprechend in 
Anspruch genommen werden. Die bereits vorhandene Möglichkeit der Nutzung des Radver-
kehrs ermöglicht gegenüber einer rein auf den Motorisierten Individualverkehrs ausgerichteten 
Anbindung eine ressourcenschonende Mobilität. Weiterer Verbindungen bedarf es nach der-
zeitigem Kenntnisstand nicht. 

5 Wirtschaft 

5.1 Wirtschaftsstruktur 

(G)  Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbesondere für die 
leistungsfähigen kleinen und mittelständischen Unternehmen sowie für die Hand-
werks- und Dienstleistungsbetriebe, sollen erhalten und verbessert werden.  

Der gegenständliche Bebauungsplan dient der Stärkung der Belange der Wirtschaft sowie der 
ortsansässigen Bevölkerung. Mit der gegenständlichen Planung wird durch die Schaffung von 
Gewerbeflächen die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau weiterentwickelt. Es 
soll insbesondere produzierendes Gewerbe im Gewerbegebiet ansässig werden. Am Standort 
herrschen hinsichtlich der Verkehrsanbindung gute Bedingungen. Die technische Erschlie-
ßung ist dem Grunde nach möglich. Auf den Flächen besteht bislang jedoch kein Planungs-
recht. Der Bebauungsplan soll die noch fehlenden Standortbedingungen (technische Erschlie-
ßung und Planungsrecht) herstellen. 

5.3 Einzelhandelsgroßprojekte 

5.3.1 Lage im Raum 

(Z)  Flächen für Betriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverord-
nung sowie für Agglomerationen (Einzelhandelsgroßprojekte) dürfen nur in Zent-
ralen Orten ausgewiesen werden. 

Abweichend sind Ausweisungen zulässig 

- für Betriebe bis 1 200 m² Verkaufsfläche, die ganz überwiegend dem Verkauf 
von Waren des Nahversorgungsbedarfs dienen, in allen Gemeinden; diese Aus-
weisungen sind unabhängig von den zentralörtlichen Funktionen anderer Ge-
meinden zulässig und unterliegen nur der Steuerung von Ziel 5.3.2, 
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- für Einzelhandelsgroßprojekte, die überwiegend dem Verkauf von Waren des 
sonstigen Bedarfs dienen, nur in Mittel- und Oberzentren sowie in Grundzentren 
mit bestehenden Versorgungsstrukturen in dieser Bedarfsgruppe.  

Der Bebauungsplan soll kein Planungsrecht für Einzelhandelsgroßprojekte schaffen. Solche 
Vorhaben sind bislang am Standort nicht zulässig und sollen auch nicht Bestandteil der Fest-
setzungen sein. Ebenso soll die (schleichende) Entwicklung von Einzelhandelsagglomeratio-
nen ausgeschlossen werden. Einzelhandel soll lediglich in Ergänzung der geplanten gewerb-
lich-produzierenden Nutzungen zulässig sein (insbesondere Annex-Handel) bzw. in geringfü-
gigem Umfang der Versorgung der Arbeitskräfte dienen.  

5.4 Land- und Forstwirtschaft 

5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 

(G)  Die räumlichen Voraussetzungen für eine vielfältig strukturierte, multifunktionale 
und bäuerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nachhaltige Forstwirtschaft 
in ihrer Bedeutung für die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung mit 
nachhaltig erzeugten Lebensmitteln, erneuerbaren Energien und nachwachsen-
den Rohstoffen sowie für den Erhalt der natürlichen Ressourcen und einer attrak-
tiven Kulturlandschaft und regionale Wirtschaftskreisläufe sollen erhalten, unter-
stützt und weiterentwickelt werden.  

(G)  Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flächensubstanz 
erhalten werden. Insbesondere für die Landwirtschaft besonders geeignete Flä-
chen sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere Nutzungen in 
Anspruch genommen werden.  

Mit dem Bebauungsplan werden erstmalig bislang landwirtschaftlich genutzte Flächen über-
plant. Diese Inanspruchnahme erfolgt zur Stärkung der Belange der Wirtschaft und der orts-
ansässigen Bevölkerung. Die Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen wird mittels Aus-
gleichsmaßnahmen kompensiert. Bestandteil des Bebauungsplans ist ein Umweltbericht, in 
dem die Auswirkungen auf die natürlichen Ressourcen untersucht werden. 

5.4.2 Wald und Waldfunktionen 

(G)  Wälder, insbesondere große zusammenhängende Waldgebiete, Bannwälder 
und landeskulturell oder hinsichtlich ihrer Funktionen besonders bedeutsame 
Wälder sollen vor Zerschneidungen und Flächenverlusten bewahrt werden. 

(G)  Die Waldfunktionen sollen gesichert und verbessert werden. Waldumbaumaß-
nahmen sollen schonend unter Wahrung bestands- und lokalklimatischer Ver-
hältnisse erfolgen.  

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Waldflächen. Eine Beeinträchtigung der Funk-
tion der im Süden an das Plangebiet angrenzenden Waldflächen soll soweit wie möglich ver-
mieden werden. Bestandteil des Bebauungsplans ist ein Umweltbericht, in dem die Auswir-
kungen auf die Waldfunktionen untersucht werden. 

6 Energieversorgung 

6.1 Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur 

6.1.1 Sichere und effiziente Energieversorgung 
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(Z)  Die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit Energie ist durch den im 
überragenden öffentlichen Interesse liegenden und der öffentlichen Sicherheit 
dienenden Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat kli-
maschonend zu erfolgen. Zur Energieinfrastruktur gehören insbesondere 

- Anlagen der Energieerzeugung und -umwandlung, 

- Energienetze sowie 

- Energiespeicher.  

(G)  Potenziale der Energieeinsparung und Energieeffizienzsteigerung sollen durch 
eine integrierte Siedlungs- und Verkehrsplanung genutzt werden.  

6.2 Erneuerbare Energien 

6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien 

(Z)  Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilräumen verstärkt zu erschließen 
und zu nutzen. 

6.2.2 Windenergie 

(Z)  Auf einen verstärkten Ausbau der Photovoltaik auf Dachflächen und anderweitig 
bereits überbauten Flächen soll hingewirkt werden. 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die Flächen für die Erzeugung erneuerbarer Ener-
gien zum Gegenstand haben. Auf Dachflächen sollen PV- bzw. Solaranlagen installiert wer-
den. Der Bebauungsplan soll einen Beitrag zum Ausbau der erneuerbaren Energien leisten, 
soweit und sofern sie mit dem Planungsziel in Übereinkunft zu bringen sind. Die Festsetzun-
gen dienen in diesem Zusammenhang auch dem Klimaschutz. Da mit der Realisierung des 
Bebauungsplans ein zusätzlicher Energiebedarf ausgelöst wird, steigt auch der kommunale 
Energiebedarf. Dieser soll mittels der Festsetzungen zu erneuerbaren Energien zumindest 
teilweise ortsbezogen gedeckt werden. 

7 Freiraumstruktur 

7.1 Natur und Landschaft 

7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft 

(G)  Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungs-
raum des Menschen erhalten und entwickelt werden.  

Die gegenständliche Planung umfasst Teilflächen im Außenbereich. Diese sind bislang land-
wirtschaftlich genutzt. Eine weitergehende Nutzung findet bislang nicht statt. Durch die anth-
ropogene Vorprägung der Flächen sind diese nicht als Naturraum wahrnehmbar. Die Besied-
lung durch Flora und Fauna wird im weiteren Verfahren geprüft. Die Flächen besitzen Auffang- 
und Versickerungsfunktion für das Niederschlagswasser und tragen damit zur Grundwasser-
neubildung bei. Diese ökologische Funktion soll weitgehend erhalten bleiben. Der Land-
schaftsraum ist bislang nicht durch (höhere) bauliche Anlagen geprägt. Durch Vorgaben zur 
Gestaltung der baulichen Anlagen sollen Auswirkungen auf das Landschaftsbild gemindert 
werden. 

7.1.3 Erhalt freier Landschaftsbereiche 
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(G)  Freie Landschaftsbereiche, die keinem Verkehrs-, Industrie- und Gewerbe- oder 
Freizeitlärm ausgesetzt sind, sollen weiterhin vor Lärm geschützt werden. 

Das Plangebiet befindet sich im Dreieck der BAB A93 sowie der B15. Somit besteht eine Ver-
kehrslärmbelastung bereits. 

7.1.6 Erhalt der Arten- und Lebensraumvielfalt, Biotopverbundsystem 

(G)  Lebensräume für wildlebende Tier- und Pflanzenarten sollen gesichert und ins-
besondere auch unter dem Aspekt des Klimawandels entwickelt werden. Die 
Wanderkorridore wildlebender Arten an Land, im Wasser und in der Luft sollen 
erhalten und wiederhergestellt werden.  

Diese landwirtschaftliche Vorprägung der Flächen lässt erwarten, dass diese für (geschützte) 
Arten nicht attraktiv sind. Die Besiedlung durch Flora und Fauna wird im weiteren Verfahren 
geprüft.  

7.2 Wasserwirtschaft 

7.2.1 Schutz des Wassers 

(G)  Es soll darauf hingewirkt werden, dass das Wasser seine vielfältigen Funktionen 
im Naturhaushalt und seine Ökosystemleistungen auf Dauer erfüllen kann.  

Die bislang unversiegelten Flächen innerhalb des Plangebietes besitzen Auffang- und Versi-
ckerungsfunktion für das Niederschlagswasser und tragen damit zur Grundwasserneubildung 
bei. Diese ökologische Funktion soll weitgehend erhalten bleiben. Im weiteren Verfahren wird 
geprüft, inwieweit eine Versickerungsfähigkeit des Bodens gegeben ist und Festsetzungen zur 
Versickerung bzw. Entwässerung zweckdienlich sind. 

Regionalplan  

Der Regionalplan Oberfranken-Ost in der Fassung vom Mai 2004 konkretisiert die raumord-
nerischen Vorgaben: 

Teil A 

3 Allgemeine Ziele 

(Z)  Die räumliche Ordnung und Entwicklung soll dazu beitragen, unausgewogene 
Strukturen zu vermeiden, die innere Verflechtung zu fördern und die Anziehungs-
kraft der Region als Lebens-, Arbeits- und Erholungsraum zu stärken. Die Erar-
beitung und Durchsetzung gemeinsamer Entwicklungskonzepte sollen über die 
Regionsgrenzen hinaus angestrebt werden.  

5 Allgemeine Ziele 

(Z)  Die Wirtschaftskraft und die Wirtschaftsstruktur sollen gestärkt, das Arbeitsplatz- 
und Berufsausbildungsangebot insgesamt erhöht, breiter gefächert und qualitativ 
verbessert werden. Auf eine weitere Stärkung der regionalen Wirtschaft soll auch 
zur Erhaltung ihrer Konkurrenzfähigkeit im europäischen Binnenmarkt hingewirkt 
werden.  

Regnitzlosau ist als strukturschwache Gemeinde zu bezeichnen. Die Funktion der Gemeinde 
besteht im Wesentlichen als Wohnstandort. Ihre Bedeutung als Arbeitsstandort ist ausbaufä-
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hig, um als Arbeitsstandort attraktiv zu sein. Im Rahmen der Machbarkeitsstudie „Interkommu-
nale Gewerbegebiete in Rehau–Döhlau–Regnitzlosau“ (2017) wurde ermittelt, inwieweit die 
drei Gemeinden in Fragen der Entwicklung einer Gewerbefläche zusammenarbeiten können. 

2.1 Ökologische Erfordernisse für die Entwicklung der Region und ihrer Teilräume 

(Z)  Die natürlichen Lebensgrundlagen sind in der Region und ihren Teilräumen nach-
haltig zu schützen, zu erhalten und zu verbessern. Boden, Wasser und Luft sollen 
von Schadstoffen, die den Naturhaushalt belasten, befreit und freigehalten wer-
den. Dem Waldsterben in der Region muss durch wirksame Sofortmaßnahmen 
dringend entgegengewirkt werden. Eine vielfältige Pflanzen- und Tierwelt soll an-
gestrebt werden.  

2.2 Ökologische Erfordernisse für die Entwicklung der Region und ihrer Teilräume 

(Z)  In allen Teilräumen der Region soll die Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
gesichert, Überbeanspruchungen sollen vermieden werden. Großflächige bisher 
nicht oder nur gering beeinträchtigte Landschaftsbereiche sollen erhalten wer-
den.  

Die gegenständliche Planung umfasst Teilflächen im Außenbereich. Diese sind bislang land-
wirtschaftlich genutzt. Eine weitergehende Nutzung findet bislang nicht statt. Durch die anth-
ropogene Vorprägung der Flächen sind diese nicht als Naturraum wahrnehmbar. Die Besied-
lung durch Flora und Fauna wird im weiteren Verfahren geprüft. Die Fläche ist durch die an-
grenzenden Verkehrswege bereits mit Lärm vorbelastet. Die Flächen besitzen Auffang- und 
Versickerungsfunktion für das Niederschlagswasser und tragen damit zur Grundwasserneu-
bildung bei. Diese ökologische Funktion soll weitgehend erhalten bleiben. Der Landschafts-
raum ist bislang nicht durch (höhere) bauliche Anlagen geprägt. Durch Vorgaben zur Gestal-
tung der baulichen Anlagen sollen Auswirkungen auf das Landschaftsbild gemindert werden. 

Bestimmung der Kleinzentren 

(Z)  Als zentrale Orte der untersten Stufe (Kleinzentren) werden folgende Gemeinden 
bestimmt. Durch Schrägstrich verbundene Gemeinden werden gemeinsam als 
Kleinzentren ausgewiesen (zentrale Doppelorte): 

 […] Regnitzlosau […] 

2.1.2  

(Z)  Die Kleinzentren […] Regnitzlosau […] sollen im Versorgungs- und Siedlungs-
kern in ihrer Grundversorgungsfunktion für den Nahbereich gesichert und be-
darfsgerecht weiter ausgebaut werden. Insbesondere sollen angestrebt werden:  

 […] in Regnitzlosau  

– die Sicherung und Verbesserung der Versorgungsinfrastruktur 

– die Stärkung der Versorgungsfunktion des Einzelhandels 

– die Schaffung weiterer nichtlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze […] 

In der Zielkarte 1 Raumstruktur ist Regnitzlosau als Grundzentrum festgelegt. Nachrichtlich 
übernommen ist die Darstellung innerhalb des Raums mit besonderen Handlungsbedarfen. 
Der gegenständliche Bebauungsplan dient der Stärkung der Belange der Wirtschaft sowie der 
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ortsansässigen Bevölkerung. Mit der gegenständlichen Planung wird durch die Schaffung von 
Gewerbeflächen die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau weiterentwickelt. Es 
soll insbesondere produzierendes Gewerbe im Gewerbegebiet ansässig werden. Der Bebau-
ungsplan soll kein Planungsrecht für Einzelhandelsgroßprojekte schaffen. Solche Vorhaben 
sind bislang am Standort nicht zulässig und sollen auch nicht Bestandteil der Festsetzungen 
sein. 

Teil B 

Verkehr 

1.1 Verkehrsleitbild 

1.1.1 

(G)  Durch den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und des öffentlichen Personennah-
verkehrs sollen 

· die Entwicklung und Erreichbarkeit der zentralen Orte gewährleistet, 

· der Wirtschaftsstandort Oberfranken-Ost gestärkt, 

· die Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteilnehmer und die Bevölkerung erhöht, 

· die flächendeckende Verkehrserschließung aller Teilräume der Region gewähr-
leistet, 

· den Belangen der Bevölkerungsgruppen, die in ihrer Mobilität eingeschränkt 
sind, verstärkt Rechnung getragen und 

· den Herausforderungen des demographischen Wandels begegnet werden. 

Unter Berücksichtigung des Leitziels der gleichwertigen und gesunden Lebens- 
und Arbeitsbedingungen ist die Entwicklung und Umsetzung nachhaltiger und 
umweltverträglicher Verkehrskonzepte von besonderer Bedeutung.  

1.1.2 

(G)  Beim weiteren Ausbau der Verkehrsinfrastruktur sollen die Belange des Individu-
alverkehrs und des öffentlichen Personennahverkehrs stärker aufeinander abge-
stimmt werden. Dabei ist auf eine Erhöhung des Anteils des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs hinzuwirken. 

1.1.3 

(G)  Bei der Ausweisung neuer Siedlungsgebiete soll verstärkt auf die Erschließung 
durch den öffentlichen Personennahverkehr geachtet werden. 

Die gegenständliche Planung schließt unmittelbar an bestehende Straßenverkehrsinfrastruk-
tur (Kreisstraße HO 4) an. Über diese Straße besteht in ca. 500 bis 700 m eine Auffahrt zur 
B15, über die die BAB A93 erreichbar ist. In Richtung Hauptort Regnitzlosau führt die HO 4 
durch die Ortschaft Klötzlamühle und mündet in Regnitzlosau in die Staatsstraße 2192. Es 
werden somit bestehende Verkehrsverbindungen genutzt. Inwieweit eine Erschließung durch 
den öffentlichen Personennahverkehr erfolgen kann, wird im Planverfahren geprüft. 
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1.1.4 

(G)  Die Radverkehrsinfrastruktur soll ausgebaut und Netzlücken sollen geschlossen 
werden, um ein zusammenhängendes Radwegenetz zu erreichen. 

Das Plangebiet schließt an einen Teil des Radwegenetzes des Landkreises Hof an. Das be-
reits vorhandene Radverkehrsnetz kann durch die zukünftigen Nutzer somit entsprechend in 
Anspruch genommen werden. Die bereits vorhandene Möglichkeit der Nutzung des Radver-
kehrs ermöglicht gegenüber einer rein auf den Motorisierten Individualverkehrs ausgerichteten 
Anbindung eine ressourcenschonende Mobilität. Weiterer Verbindungen bedarf es nach der-
zeitigem Kenntnisstand nicht. 

1.4 Straßenbau 

1.4.1 

(Z)  Das Straßennetz ist unter Berücksichtigung der Belange des Naturschutzes, der 
Landschaftspflege und des Immissionsschutzes so zu erhalten und auszubauen, 
dass es eine gute flächenhafte Erschließung der Region gewährleistet und dem 
Fernverkehr gerecht wird. […] 

Die gegenständliche Planung schließt unmittelbar an bestehende Straßenverkehrsinfrastruk-
tur (Kreisstraße HO 4) an. Es werden bestehende Verkehrsverbindungen genutzt. 

Teil B 

Energieversorgung 

1 Allgemeines 

  In allen Teilräumen der Region soll auf eine sparsame und rationelle Energiever-
wendung sowie eine nach Energiebedarf breit diversifizierte, ausreichende, si-
chere, kostengünstige und umweltfreundliche Energieversorgung hingewirkt wer-
den. Leitungstrassen sollen vor allem im Bereich der Entwicklungsachsen von 
überregionaler Bedeutung und in den Naturparken soweit möglich zusammenge-
fasst und mit anderen Bandinfrastruktureinrichtungen gebündelt werden.  

5 Erneuerbare Energien 

5.1 

 Auf die verstärkte Erschließung und Nutzung erneuerbarer Energiequellen soll in 
allen Teilräumen der Region hingewirkt werden. Dies gilt insbesondere bei Be-
rücksichtigung der Umwelt- und Landschaftsverträglichkeit für die wirtschaftliche 
Nutzung von Wasserkraft, Windenergie, Solarenergie sowie sonstigen erneuer-
baren Energien und nachwachsenden Rohstoffen. 

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die Flächen für die Erzeugung erneuerbarer Ener-
gien zum Gegenstand haben. Auf Dachflächen sollen PV- bzw. Solaranlagen installiert wer-
den. Der Bebauungsplan soll einen Beitrag zum Ausbau der erneuerbaren Energien leisten, 
soweit und sofern sie mit dem Planungsziel in Übereinkunft zu bringen sind. 
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5.2 Windenergie 

(Z) Die Errichtung raumbedeutsamer Windkraftanlagen ist in der Region auf die aus-
gewiesenen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Windkraftanlagen zu konzent-
rieren. 

(Z) In den Vorranggebieten wird der Nutzung der Windenergie Vorrang vor anderen 
raumbedeutsamen Nutzungen eingeräumt; diese sind ausgeschlossen, soweit 
sie mit der Nutzung der Windenergie nicht vereinbar sind. 

Lage und Ausdehnung der Vorranggebiete ergeben sich aus der Karte “Tektur 
zu Karte 2 Siedlung und Versorgung – Windenergie”, die Bestandteil des Regio-
nalplans ist. 

Der Verordnung zur Änderung des Regionalplans Tektur zu Karte 2 „Siedlung und Versor-
gung“ B V 3.1.1 Windenergie (verbindlich erklärt mit Bescheid vom 19.09.2024) sind keine das 
Plangebiet betreffende Festlegungen zu entnehmen. 

Teil B 

Natur, Landschaft und Erholung 

1 Landschaftliches Leitbild 

1.1 

(G) In der Region soll das vielfältige und abwechslungsreiche Nebeneinander ver-
schiedener Natur- und Kulturlandschaften erhalten und harmonisch weiterentwi-
ckelt werden. Insbesondere sollen die natürlichen Lebensgrundlagen der Region 
zum Schutz einer gesunden Umwelt, eines funktionsfähigen Naturhaushaltes so-
wie der heimischen Tier- und Pflanzenwelt dauerhaft gesichert werden. Alle kon-
kurrierenden Nutzungsansprüche an die natürlichen Lebensgrundlagen sollen 
auf eine nachhaltige Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts abgestimmt werden. 
Die verschiedenen Ökosystemleistungen sollen gesichert und gestärkt werden.  

1.3 

(G) Landschaften mit besonderer Bedeutung für das Landschaftsbild sollen mit ihren 
charakteristischen Strukturen und in ihrer Vielfalt erhalten und, soweit möglich, 
wiederhergestellt werden. 

Der Verordnung zur Änderung des Regionalplans Tektur zu Karte 2 „Siedlung und Versor-
gung“ B I Natur, Landschaft und Erholung – Regionaler Grünzug, Trenngrün - (verbindlich 
erklärt mit Bescheid vom 06.05.2019) sind keine das Plangebiet betreffende Festlegungen zu 
entnehmen. 

In der Verordnung zur Änderung des Regionalplans Tektur zu Karte 3 „Landschaft und Erho-
lung“ B I Natur, Landschaft und Erholung – Landschaftliche Vorbehaltsgebiete - (verbindlich 
erklärt mit Bescheid vom 06.05.2019) sind ebenfalls keine Festlegungen für das Plangebiet 
getroffen worden. 

Gemäß der Begründungskarte 2 Naturräumliche Gliederung liegt das Plangebiet innerhalb der 
Naturraum-Haupteinheit D17 Vogtland in der Naturraum-Einheit 412 Oberes Vogtland. Nörd-
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lich angrenzend befindet sich die Naturraum-Einheit 411 Mittelvogtländisches Kuppenland so-
wie südlich innerhalb der Naturraum-Haupteinheit D48 Thüringisches-Fränkisches Mittelge-
birge die Naturraum-Einheit 393 Münchberger Hochfläche. 

Die gegenständliche Planung umfasst Teilflächen im Außenbereich. Diese sind bislang land-
wirtschaftlich genutzt. Eine weitergehende Nutzung findet bislang nicht statt. Durch die anth-
ropogene Vorprägung der Flächen sind diese nicht als Naturraum wahrnehmbar. Die Besied-
lung durch Flora und Fauna wird im weiteren Verfahren geprüft. Gemäß der Begründungskarte 
4 Landschaftsbildbewertung besitzt das Plangebiet eine mittlere Bedeutung für das Land-
schaftsbild. Der Landschaftsraum ist bislang nicht durch (höhere) bauliche Anlagen geprägt. 
Durch Vorgaben zur Gestaltung der baulichen Anlagen sollen Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild gemindert werden. 

2.4 Biotopverbundachsen 

2.4.1 

(G) Zur Sicherung von Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich 
ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der Bewahrung, 
Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer Wechselbezie-
hungen soll ein Biotopverbund aufgebaut werden. 

Gemäß der Begründungskarte 5 Biotopverbundachsen ist das Plangebiet nicht Bestandteil der 
hier getroffenen Aussagen. 

2.5 Geotope 

2.5.1 

(Z) Besonders wertvolle Geotope in der Region sind zu erhalten, zu sichern und zu 
pflegen. 

Gemäß der Begründungskarte 3 Geotope ist das Plangebiet nicht Bestandteil der hier getroffe-
nen Aussagen. 

3 Erhaltung, Gestaltung und Pflege der Landschaft 

3.1 im Siedlungsbereich 

3.1.2 

(G) Ortsränder, Industrie- und Gewerbegebiete, insbesondere in den Naturparken 
und Fremdenverkehrsgebieten der Region, sollen gestaltet und in die Landschaft 
eingebunden werden. 

Bestandteil des Bebauungsplans ist ein Grünordnungsplan. In diesem werden Maßnahmen 
zur Gestaltung und Einbindung des Gewerbegebietes entwickelt. Der Landschaftsraum ist bis-
lang nicht durch (höhere) bauliche Anlagen geprägt. Durch Vorgaben zur Gestaltung der bau-
lichen Anlagen sollen Auswirkungen auf das Landschaftsbild gemindert werden. 
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3.2 in der freien Landschaft 

3.2.3 

(G) Die Funktionen des Bodens sollen in der Region nachhaltig gesichert und wie-
derhergestellt werden. Die Inanspruchnahme und die Versiegelung von Grund 
und Boden soll verringert werden. 

Der gegenständliche Bebauungsplan dient der Stärkung der Belange der Wirtschaft sowie der 
ortsansässigen Bevölkerung. Bestandteil des vorliegenden Bebauungsplans ist ein Umwelt-
bericht, in dem die ökologischen Auswirkungen untersucht werden. Eine wesentliche und lang-
fristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundlagen ist nicht vorgesehen. Der Bebau-
ungsplan enthält hierzu grünordnerische Festsetzungen und Ausgleichsmaßnahmen  

Teil B 

Siedlungswesen 

1 Siedlungsstruktur 

1.1 

 Die Siedlungstätigkeit soll sich in allen Gemeinden der Region in der Regel im 
Rahmen einer organischen Entwicklung vollziehen. Die gewachsenen Siedlungs-
strukturen sollen durch Konzentration der Siedlungstätigkeit auf geeignete Sied-
lungseinheiten weiterentwickelt werden. In den zentralen Orten soll darauf hinge-
wirkt werden, dass ausreichende Bauflächen zügig bereitgestellt werden. 

1.2 

 In den zentralen Orten der Region und im Bereich der Entwicklungsachsen ist 
eine überorganische Siedlungsentwicklung zulässig. […] 

1.7 

 Besonders schützenswerte Landschaftsteile sowie der Zugang zu diesen sind 
grundsätzlich von einer Bebauung freizuhalten. 

In der Region sollen dabei vor allem beachtet werden: 

– Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Schutzzonen der Naturparke, 
Landschaftsbestandteile nach Art. 12 Bayer. Naturschutzgesetz, Naturdenkmale 
und Biotope, 

– besonders hervorragende und weithin einsehbare Landschaftsteile wie land-
schaftsprägende Höhenrücken, Kuppen und Hanglagen, 

– die stadtnahen Wälder im Bereich der Oberzentren, möglichen Oberzentren 
und Mittelzentren, 

– ökologisch wertvolle Tal- und Auenbereiche, 

– wertvolle Kulturlandschaftsbereiche wie Heckengebiete, Heiden und Streuobst-
wiesen, 

– Überschwemmungsgebiete und Wasserschutzgebiete, 

– Flächen mit archäologisch bedeutsamen Bodendenkmälern. 
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Der Bebauungsplan setzt Gewerbeflächen fest. Für solche Flächen bestehen in der vorliegen-
den Größenordnung in der Gemeinde keine bislang unausgeschöpften Flächen im Innenbe-
reich. Mit der vorliegenden Planung wird auch keine bandartige Siedlungsstruktur entwickelt. 
Vielmehr wird in der Gemeinde ein neuer Gewerbestandort geschaffen, der auch aufgrund 
anzunehmender Lärmkonflikte aufgrund der vorgesehenen Ansiedlung von produzierendem 
Gewerbe gegen eine direkte Anbindung an vorhandene Siedlungsflächen spricht. Gemäß der 
Begründung zu diesem Grundsatz ist eine Zersiedelung der Landschaft insbesondere gekenn-
zeichnet durch Streubebauung. Eine solche soll mit der vorliegenden Planung weder entwi-
ckelt noch gefördert werden. Es wird ein neuer Gewerbestandort in der Gemeinde mit entspre-
chendem Gewicht geschaffen. Die in Punkt 1.7 aufgeführten besonders schützenswerten 
Landschaftsteile sind innerhalb des Plangebietes nicht vorzufinden. 

1.9 

 In allen Gemeinden der Region soll die Siedlungsentwicklung mit den Erforder-
nissen einer günstigen Verkehrserschließung und -bedienung durch öffentliche 
Verkehrsmittel abgestimmt werden. Im Bereich der Haltestellen schienengebun-
dener öffentlicher Nahverkehrsmittel soll auf eine städtebauliche Verdichtung hin-
gewirkt werden. 

Der Bebauungsplan setzt Gewerbeflächen fest. Für solche Flächen bestehen in der vorliegen-
den Größenordnung in der Gemeinde keine bislang unausgeschöpften Flächen im Innenbe-
reich. Mit der vorliegenden Planung wird auch keine bandartige Siedlungsstruktur entwickelt. 
Vielmehr wird in der Gemeinde ein neuer Gewerbestandort geschaffen, der auch aufgrund 
anzunehmender Lärmkonflikte aufgrund der vorgesehenen Ansiedlung von produzierendem 
Gewerbe gegen eine direkte Anbindung an vorhandene Siedlungsflächen spricht. Gemäß der 
Begründung zu diesem Grundsatz ist eine Zersiedelung der Landschaft insbesondere gekenn-
zeichnet durch Streubebauung. Eine solche soll mit der vorliegenden Planung weder entwi-
ckelt noch gefördert werden. Es wird ein neuer Gewerbestandort in der Gemeinde mit entspre-
chendem Gewicht geschaffen. Die in Punkt 1.7 aufgeführten besonders schützenswerten 
Landschaftsteile sind innerhalb des Plangebietes nicht vorzufinden. 

2 Wohnungswesen 

2.5  

 Die gewerbliche Siedlungstätigkeit soll unter Berücksichtigung der angestrebten 
regionalen Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bevorzugt in zentralen Orten, ins-
besondere im Bereich der Entwicklungsachsen, erfolgen. Auch in Gemeinden mit 
besonders guter Verkehrsanbindung soll eine überorganische gewerbliche Sied-
lungsentwicklung angestrebt werden. Gewerbliche Siedlungsflächen sollen – 
auch im Hinblick auf den längerfristigen Bedarf – ausreichend Ausdehnungsmög-
lichkeiten für vorhandene oder anzusiedelnde Betriebe bieten. 

2.6 

 In der gesamten Region, vor allem in ländlichen Teilräumen, deren Entwicklung 
nachhaltig gestärkt werden soll, sollen gewerbliche Siedlungsflächen an infra-
strukturell gut erschlossenen Standorten in ausreichend großem Umfang zur Er-
haltung, Stärkung und Entwicklung des Arbeitsplatzangebots und für die Neuan-
siedlung von Betrieben bereitgestellt werden. Die gewerbliche Siedlungstätigkeit 
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soll insbesondere auch zur Stärkung der Oberzentren Bayreuth und Hof beitra-
gen. In Ortslagen mit enger räumlicher Nachbarschaft von Wohnen und Arbeiten, 
insbesondere im Norden und Osten der Region, soll nach Möglichkeit auf eine 
Zusammenfassung der gewerblichen Nutzung hingewirkt werden. 

Mit der gegenständlichen Planung wird die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau 
weiterentwickelt, die als Kleinzentrum festgelegt ist. Die Gemeinde befindet sich in einem ver-
gleichsweise strukturschwachen Teilraum. Sie ist als besonders strukturschwache Gemeinde 
in Anhang 5 des LEP festgelegt. Der Großteil der arbeitenden Bevölkerung pendelt aus. Mit 
dem gegenständlichen Bebauungsplan wird die bedarfsgerechte Bereitstellung von Arbeits-
plätzen angestrebt. Der Bebauungsplan setzt Gewerbeflächen fest. Für solche Flächen beste-
hen in der vorliegenden Größenordnung in der Gemeinde keine bislang unausgeschöpften 
Flächen im Innenbereich. Die mit dem vorliegenden Bebauungsplan beplante Fläche lässt 
grundsätzlich Erweiterungsmöglichkeiten zu, da die Umgebung des Plangebietes unbebaut 
ist. 

Teil B 

Land- und Forstwirtschaft 

1 Landwirtschaft 

 In allen Teilen der Region soll eine funktionsfähige Landwirtschaft erhalten blei-
ben. 

1.1 Landbewirtschaftung und Flächennutzung 

1.1.1 

 […] Unter besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse in der Region sollen 
auch Flächen mit ungünstigen Erzeugungsbedingungen vorwiegend der landwirt-
schaftlichen Nutzung vorbehalten bleiben. Eine zwingende Inanspruchnahme für 
andere Nutzungen soll flächensparend erfolgen. 

Mit der gegenständlichen Planung wird die gewerbliche Struktur in der Gemeinde Regnitzlosau 
weiterentwickelt, die als Kleinzentrum festgelegt ist. Die Gemeinde befindet sich in einem ver-
gleichsweise strukturschwachen Teilraum. Mit dem gegenständlichen Bebauungsplan wird die 
bedarfsgerechte Bereitstellung von Arbeitsplätzen angestrebt. Der Bebauungsplan setzt Ge-
werbeflächen fest. Für solche Flächen bestehen in der vorliegenden Größenordnung in der 
Gemeinde keine bislang unausgeschöpften Flächen im Innenbereich. 

Teil B 

Gewerbliche Wirtschaft 

1 Allgemeines 

 Die Wirtschaftskraft der Region soll durch Stärkung der regionalen und sektora-
len Wirtschaftsstruktur verbessert werden. […] 

2 Regionale Wirtschaftsstruktur 

 Die regionale Wirtschaftsstruktur soll vordringlich und gleichwertig verbessert 
werden. Im Norden und Osten der Region soll neben der Stärkung der Betriebe 
auf eine weitere Auflockerung der Branchenstruktur hingewirkt werden; dabei soll 
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insbesondere die Schaffung wirtschaftsnaher Dienstleistungen angestrebt wer-
den. 

2.1 Arbeitsplatzangebot 

 In allen Teilen der Region soll eine Ausweitung des Arbeitsplatzangebots ange-
strebt werden. Insbesondere soll auf eine weitere qualitative Verbesserung der 
Arbeitsplätze, vor allem im Dienstleistungsbereich, hingewirkt werden. […] 

Der Bebauungsplan ermöglicht die Weiterentwicklung der gewerblichen Struktur in der Ge-
meinde Regnitzlosau Mit dem gegenständlichen Bebauungsplan wird die bedarfsgerechte Be-
reitstellung von Arbeitsplätzen angestrebt. Der Bebauungsplan setzt Gewerbeflächen fest. Be-
standteil der Festsetzungen sind die Baugebiete hinsichtlich der zulässigen Arten baulicher 
Nutzung beschränkende Regelungen, die verhindern sollen, dass städtebaulich nicht ge-
wünschte Arten von Nutzungen angesiedelt werden. 

2.2 Wirtschaftsnahe Infrastruktur 

 Die wirtschaftliche Attraktivität der Oberzentren Bayreuth und Hof soll weiter ge-
stärkt werden. In allen Teilen der Region, insbesondere im ehemaligen Zonen-
randgebiet, soll durch den weiteren Ausbau einer leistungsfähigen Infrastruktur 
die Möglichkeit für eine Verbesserung der wirtschaftlichen Entwicklung eröffnet 
werden. 

Dabei sollen: 

– geeignete gewerbliche Flächen gesichert und für konkrete Ansiedlungs-, Ver-
lagerungs- sowie Erweiterungsvorhaben erschlossen werden; 

– insbesondere die überregionale Verkehrsanbindung der Industrie- und Gewer-
bestandorte nach Norden, Westen und Osten verbessert werden; 

– beim Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur in den Fremdenverkehrsgebie-
ten der Region die landschaftsprägenden Strukturen besonders berücksichtigt 
werden. 

Der Bebauungsplan dient dem Abbau wirtschaftsstruktureller Defizite durch die Schaffung 
neuer Gewerbeflächen. Es wird eine geeignete gewerbliche Flächen gesichert und für kon-
krete Ansiedlungs-, Verlagerungs- sowie Erweiterungsvorhaben erschlossen. Hierfür werden 
bestehende Verkehrsverbindungen genutzt (über die HO 4 an die B15 und hierüber an die 
BAB A93). 

3 Sektorale Wirtschaftsstruktur 

 Eine ausgewogene sektorale Wirtschaftsstruktur soll in der gesamten Region, 
insbesondere im Norden und Osten, angestrebt werden. 

3.1 Gewinnung, Sicherung und Erkundung von Bodenschätzen 

 Die Bodenschätze der Region sollen für eine nachhaltige regionale und überre-
gionale Rohstoffversorgung erkundet, gesichert und bedarfsorientiert erschlos-
sen werden. Auf eine sparsame Verwendung soll hingewirkt werden. 
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3.1.1 Rohstoffsicherung 

 Zur Sicherung der Versorgung mit volkswirtschaftlich wichtigen Rohstoffen wer-
den folgende Lagerstätten als Vorrang- und Vorbehaltsgebiete ausgewiesen. 
Ihre Lage und Abgrenzung bestimmen sich aus Karte 2 „Siedlung und Versor-
gung“, die Bestandteil des Regionalplans ist. 

In den Vorranggebieten soll der Gewinnung von Bodenschätzen Vorrang vor an-
deren Nutzungen eingeräumt werden. 

In den Vorbehaltsgebieten soll der Gewinnung von Bodenschätzen unter Abwä-
gung mit anderen Nutzungsansprüchen besonderes Gewicht beigemessen wer-
den. 

3.1.2 Rohstoffgewinnung 

3.1.2.1 

 Der Abbau soll auf die in Karte 2 „Siedlung und Versorgung“ ausgewiesenen Vor-
rang- und Vorbehaltsgebiete konzentriert werden. 

Der fünften Änderung Tektur zu Karte 2 „Siedlung und Verkehr“ Ziel B IV 3.1 Gewinnung, 
Sicherung und Erkundung von Bodenschätzen (verbindlich erklärt mit Bescheid vom 
16.08.2017) sind keine das Plangebiet betreffende Festlegungen zu entnehmen. 

3.2 Industrie 

3.2.1 

 Die mittelständische Betriebsgrößenstruktur der Industrie soll erhalten, die Bran-
chenstruktur verbreitert und ergänzt werden. […] 

3.2.2 

 Die Voraussetzungen für die Ansiedlung von Industriebetrieben sollen vor allem 
in den zentralen Orten und in den Gemeinden im Verlauf der Entwicklungsachsen 
geschaffen werden, denen regionalplanerische Funktionen im Bereich der ge-
werblichen Entwicklung zugewiesen werden. 

Der Bebauungsplan dient dem Abbau wirtschaftsstruktureller Defizite durch die Schaffung 
neuer Gewerbeflächen. Es wird eine geeignete gewerbliche Flächen gesichert und für kon-
krete Ansiedlungs-, Verlagerungs- sowie Erweiterungsvorhaben erschlossen. Inwieweit In-
dustriebetriebe zulässig sein sollen, wird im weiteren Verfahren geprüft.  

3.4 Handel 

3.4.1 

 In allen Teilen der Region soll auf die Sicherstellung einer ausreichenden Waren-
versorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft durch den Handel hingewirkt wer-
den. 

3.4.2 

 Der Ausbau der Handelseinrichtungen soll insbesondere zur Stärkung zentraler 
Orte sowie zur Verbreiterung des Arbeitsplatzangebots beitragen. Die städtebau-
lichen und infrastrukturellen Voraussetzungen dafür sollen verbessert werden. 
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Innerhalb des Bebauungsplans soll Einzelhandel in Ergänzung der geplanten gewerblich-pro-
duzierenden Nutzungen zulässig sein (insbesondere Annex-Handel) bzw. in geringfügigem 
Umfang der Versorgung der Arbeitskräfte dienen. Der Bebauungsplan soll kein Planungsrecht 
für Einzelhandelsgroßprojekte schaffen. Solche Vorhaben sind bislang am Standort nicht zu-
lässig und sollen auch nicht Bestandteil der Festsetzungen sein.  

Leitlinien zur Nutzung der Solarenergie in der Region Oberfranken-Ost 

In der Region Oberfranken-Ost bestehen Leitlinien zur Nutzung der Solarenergie (Stand: 27. 
April 2022).  

Demzufolge ist das Potenzial der Solarenergie in allen Teilen der Region bestmöglich zu er-
schließen und zu nutzen (1.). Das Potenzial der Solarenergie soll in geeigneten Siedlungsge-
bieten, insbesondere in bebauten Bereichen, aber auch beim Bau von Gewerbe-, Industrie-
bauten sowie Wohngebäuden und der Überdachung von Parkplätzen soweit möglich für die 
Wärme- und Stromproduktion genutzt werden (2.).  

Der vorliegende Bebauungsplan soll einen Beitrag zum Ausbau der erneuerbaren Energien 
leisten. Er enthält Festsetzungen, die Flächen für die Erzeugung erneuerbarer Energien zum 
Gegenstand haben. Auf Dachflächen sollen PV- bzw. Solaranlagen installiert werden.  

Die Leitlinien sehen des Weiteren unter 3. vor, dass die Errichtung von Freiflächen-Fotovolta-
ikanlagen flächensparend erfolgen und falls möglich eine Mehrfachnutzung der Fläche zulas-
sen soll. In der Regel hierfür geeignet sind Konversionsflächen wie Abfalldeponien sowie Alt-
lasten und Altlastenverdachtsflächen und Flächen entlang größerer Verkehrstrassen (Schie-
nenwege sowie Autobahnen) und Lärmschutzeinrichtungen. Solche Flächen sind nicht Be-
standteil des Bebauungsplans. Es besteht kein Altlastenverdacht für die gegenständlichen Flä-
chen. Die östliche Grenze des Plangebietes grenzt an den 200 m-Radius der anliegenden 
Autobahntrasse an, sodass entsprechende Anlagen, die den Tatbeständen der Privilegierung 
gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 8 lit. b entsprechen, angrenzend an das Plangebiet zulässig sein kön-
nen. 

In Punkt 4 sehen die Leitlinien vor, dass die Belange des Orts- und Landschaftsbilds und des 
Naturhaushaltes sowie die Erhaltung von Freiräumen für Erholung und Tourismus berücksich-
tigt werden sollen. Insbesondere soll das Umfeld von regional bedeutsamen Aussichtspunkten 
und kulturhistorisch bedeutsamen, landschaftsprägenden Bauwerken Berücksichtigung fin-
den. 

Dies ist für den gegenständlichen Bebauungsplan nicht einschlägig. 

Punkt 5 der Leitlinien sieht vor, dass landwirtschaftlich bedeutende Böden als wesentliche 
Produktionsfaktoren für den Bau von Freiflächen-Solaranlagen im geringstmöglichen Umfang 
in Anspruch genommen werden. 

Da Freiflächen-Solaranlagen nicht vorgesehen sind, werden landwirtschaftlich bedeutende 
Böden nicht in Anspruch genommen. 

Landschaftsentwicklungskonzept und Arten- und Biotopschutzprogramm 

Weitere überörtliche und zu berücksichtigende Planungen sind das Landschaftsentwicklungs-
konzept Oberfranken-Ost (Fassung 2003) sowie das Arten- und Biotopschutzprogramm Land-
kreis Hof (April 1994), auf die im Wesentlichen im Umweltbericht eingegangen wird. 
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Flächennutzungsplan 

Der gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 BauGB für das gesamte kommunale Gebiet aufzustellende Flä-
chennutzungsplan steuert über das Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB) die nachfolgenden 
Planungen.  

Maßgeblich sind die Darstellungen des Flächennutzungsplans der Gemeinde Regnitzlosau. 

Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Ent-
lang der östlichen Grenze des Plangebietes verläuft die Darstellung einer Grünverbindung. 
Entlang der nördlichen und westlichen Grenze des Geltungsbereichs ist eine Verkehrsfläche 
dargestellt (HO 4). Südlich und südöstlich grenzt das Plangebiet an Waldflächen an. Das Plan-
gebiet ist im Weiteren im Norden, Osten und Westen sowie teilweise im Süden von weiteren 
Landwirtschaftsflächen umgeben. Östlich des Plangebietes und dieses teilweise durchlaufend 
ist eine Versorgungstrasse dargestellt (Hochspannungsleitung). 

 

Abb. 1: Auszug aus dem Flächennutzungsplan, ohne Maßstab  

Der Flächennutzungsplan ist parallel zum Bebauungsplan zu ändern, um den Bebauungsplan 
als Satzung beschließen zu können (Parallelverfahren). Der Bebauungsplan wird sodann vor 
dem gleichzeitig aufgestellten, geänderten oder ergänzten Flächennutzungsplan bekannt ge-
macht werden können, wenn nach dem Planungsstand anzunehmen ist, dass der Bebauungs-
plan aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt sein wird (§ 8 Abs. 3 S. 2 
BauGB). 

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 30.01.2024 die Änderung des Flächennutzungsplans 
in der Fassung der 3. Änderung vom 20.12.2022 für den Bereich Gewerbegebiet „Regnitzlo-
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sau-Draisendorf“ beschlossen. Das Verfahren wird im Regelverfahren nach BauGB durchge-
führt. Das Plangebiet der Flächennutzungsplanänderung umfasst gemäß Aufstellungsbe-
schluss eine Fläche von ca. 31 ha und somit eine um ca. 15,7 ha größere Fläche, als im 
parallel laufenden Bebauungsplanverfahren Bestandteil des Geltungsbereichs sein soll (hier 
ca. 15,2 ha). Das Änderungsverfahren wurde bereits eingeleitet. Da im Laufe der Erarbeitung 
des Vorentwurfs der Planung das ernsthafte Interesse eines Investors an der Errichtung von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen entlang der Autobahn mit dazugehörigen Speicheranlagen 
bekannt wurde, hat die Gemeinde die beabsichtigte Darstellung von Gewerbeflächen im östli-
chen Bereich reduziert. Bestandteil der Änderung des Flächennutzungsplans ist somit nur-
mehr eine Flächengröße von 15,1 ha, sodass die Planung auch unter der in der Machbarkeits-
studie angegebenen Größenordnung von 17,7 plus 10,6 ha bleibt.  

Der Änderungsbereich wird voraussichtlich als gewerbliche Baufläche (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 
BauGB, § 1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO) dargestellt.  

Bebauungspläne 

Der Geltungsbereich umfasst keine rechtskräftigen Bebauungspläne. 

Städtebauliche Entwicklungskonzepte 

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie „Interkommunale Gewerbegebiete in Rehau–Döhlau–
Regnitzlosau“ (2017) wurde ermittelt, inwieweit in der Stadt Rehau und den Gemeinden 
Döhlau und Regnitzlosau eine großen, zusammenhängende, gut erschlossene wie auch kos-
teneffiziente Gewerbefläche entwickelt werden kann. Anlass für die Studie war es, die Poten-
tiale der drei Gemeinden für Flächenausweisungen für Gewerbe neu zu betrachten. Zusätzli-
che Gewerbegebiete sollen den Fortbestand der bestehenden Infrastruktur und Einrichtungen 
absichern und helfen, diese Einrichtungen zu stärken. Nach einer Bestandaufnahme und Aus-
wahl geeigneter Flächen wurden diese im Einzelnen betrachtet und hinsichtlich ihrer Eignung 
bewertet. 

Das Plangebiet des gegenständlichen Bebauungsplans ist Teil einer gemäß der Machbarkeits-
studie neuauszuweisenden Entwicklungsoption „Draisendorf-Süd“. Die Fläche ist hier mit 17,7 
ha plus einer zusätzlichen Erweiterung von 10,6 ha angegeben. Die Studie schlussfolgert, 
dass die Fläche aufgrund ihrer Größe und dem möglichen Zuschnitt der Grundstücke, aber 
auch aufgrund der Topografie, für eine Ausweisung als Gewerbegebiet gut geeignet ist und 
Flächenerweiterungen möglich sind. Der Eingriff in das Landschaftsbild wird als exponiert be-
wertet. Die Lage ist aus Sicht des Emissionsschutzes von Vorteil, da Beeinträchtigungen von 
anderen Anliegern minimiert sind. Die Erschließung für den motorisierten Individual- und Las-
ten-Verkehr wird als gut bezeichnet. Das Anbindegebot sei nicht erfüllt. Die Fläche wurde im 
Ergebnis in die engere Auswahl für ein interkommunales Gewerbegebiet aufgenommen. 

1.2.4 Plangrundlage 

Die Plangrundlage besteht aus ALKIS-Daten, Geobasisdaten der Bayerischen Vermessungs-
verwaltung vom 16.08.2024. 
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2 Planungsinhalte und -festsetzungen 

2.1 Planungsinhalte 

2.1.1 Entwicklung der Planungsüberlegung und Kurzdarstellung der 
Planungsalternativen 

Das Plangebiet ist in der Machbarkeitsstudie „Interkommunale Gewerbegebiete in Rehau–
Döhlau–Regnitzlosau“ (2017) als neuauszuweisende Entwicklungsoption „Draisendorf-Süd“ 
ermittelt worden. Aufgrund der Größe der Fläche und des möglichen Zuschnitts der Grundstü-
cke ist es als Gewerbegebiet gut geeignet ist. Es ist sowohl die Ansiedlung großer, als auch 
kleinerer Gewerbetriebe möglich. Die Fläche entspricht damit dem Entwicklungsziel der Ge-
meinde, eine große, zusammenhänge Fläche zu entwickeln. Andere Flächen sind in der Ge-
meinde Regnitzlosau in dieser Größenordnung und mit absehbarer Entwicklungsperspektive 
nicht verfügbar. Alternative Flächen bestehen somit nicht. 

Die Fläche ist bislang landwirtschaftlich genutzt. Andere Nutzungsmöglichkeiten bestanden 
bislang auch nicht, da die Fläche planungsrechtlich im Außenbereich liegt. Ohne Durchführung 
der gegenständlichen Planung ist davon auszugehen, dass die Fläche weiterhin ausschließ-
lich landwirtschaftlich genutzt werden würde. 

Das Plangebiet wird durch die Planstraße in zwei große, zusammenhänge Gewerbegebiete 
geteilt, die jeweils durch diese erschlossen werden. Dies ermöglicht die voneinander unab-
hängige, abschnittsweise Entwicklung dieser beiden Flächen. Mittels Festsetzungen zur Art 
der baulichen Nutzung wird gewährleistet, dass ausschließlich produzierendes Gewerbe an-
gesiedelt werden kann. 

Die Baugrenzen werden flexibel gehalten, um eine bestmögliche Ausnutzung der Baugrund-
stücke für verschiedene Ansiedlungsbegehren zu ermöglichen. 

Die Gewerbegebiete sollen sich in die bestehende Topografie dergestalt eingliedern, dass Ge-
bäudehöhen am höchsten Punkt im Gelände nicht über 10 m hinausgehen.  

Das Gebiet soll durch grünordnerische Maßnahmen eingegrünt werden, welche im weiteren 
Verfahren festgelegt werden. Der südliche Teil des Plangebietes soll grünordnerischen Maß-
nahmen bzw. Ausgleichsmaßnahmen vorbehalten bleiben, die einen Übergang in den beste-
henden Landschaftsraum (Waldgebiet) herstellen. 

Entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze soll eine, die vorgesehene Verkehrsfläche beid-
seitig begleitende Anpflanzung erfolgen, die eine visuelle Zäsur zu den geplanten gewerbli-
chen Nutzungen darstellt. 

Um einen Beitrag zur Erzeugung und Nutzung von Strom oder Wärme aus erneuerbaren Ener-
gien zu leisten, wird eine Solarmindestfläche auf den Dachflächen festgelegt. 

2.1.2 Verkehrskonzept und Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über die HO 4. An diese soll über einen auszubauenden 
Anbindepunkt angeschlossen werden, der im Bereich des bislang bestehenden Feldweges 
bereits besteht.  
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Die verkehrliche Erschließung erfolgt als Stich. Die Planstraße stellt die Haupterschließung 
dar, die in einer Breite von 18 m auszubilden ist. Sie entspricht damit einer Gewerbestraße Nr. 
9.2 mit Fahrstreifen von 6,5 m, beidseitigem Geh- und Radweg (jeweils 3,0 m) sowie beidsei-
tigem straßenbegleitendem Parken (jeweils 2,0 m) gemäß RASt (FGSV (2006): Richtlinien für 
die Anlage von Stadtstraßen. RASt 06, Ausgabe 2006: 55). Zudem enthält der Querschnitt 
jeweils 0,75 m Sicherheitstrennsteifen gemäß Korrektur der RASt (FGSV (2006): Richtlinien 
für die Anlage von Stadtstraßen. RASt 06, Ausgabe 2006, Korrektur (Stand: 15. Dezember 
2008): 35). Von dieser Planstraße sind Grundstückszufahrten zu den anliegenden Gewerbe-
gebieten zulässig. 

Im östlichen Teil der Planstraße mündet diese in drei bereits bestehende Feldwege, die als 
Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Landwirtschaftlicher Verkehr) festgesetzt 
sind. 

Die technische Erschließung ist vollständig neu herzustellen. 

2.1.3 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Der Bebauungsplan ist aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan nicht entwickelbar. Der 
Bebauungsplans soll aus dem im Parallelverfahren geänderten Flächennutzungsplan entwi-
ckelbar sein. Die Einzelheiten sind dem Kapitel 1.2.3, Abschnitt „Flächennutzungsplan“ zu ent-
nehmen.  

2.1.4 Abwägung der Ergebnisse der Artenschutzrechtlichen Prüfung  

Da die Fläche derzeit überwiegend landwirtschaftlich genutzt wird und im Umfeld naturschutz-
fachlich wertvolle Strukturen und Biotope bestehen, wurde eine artenschutzrechtliche Rele-
vanzprüfung erarbeitet. Diese sollte klären, ob eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
(saP) notwendig ist und welche Arten und Artengruppen durch das Vorhaben betroffen sein 
könnten. 

Die Untersuchung stützt sich auf eine Ortsbegehung am 16. Juni 2025, auf Daten der Arten-
schutzkartierung Bayern, der amtlichen Biotopkartierung sowie auf regionale und landesweite 
Verbreitungsatlanten. Zudem wurden die voraussichtlichen baubedingten, anlagenbedingten 
und betriebsbedingten Wirkfaktoren betrachtet. Dazu zählen insbesondere die Inanspruch-
nahme und Versiegelung von Flächen, Verlärmung, Erschütterungen, Lichtemissionen, stoff-
liche Einträge sowie Barriere- und Zerschneidungseffekte, die den Lebensraumverbund be-
einträchtigen können.  

Das Planungsgebiet ist gegenwärtig durch Acker- und Grünlandflächen geprägt, teilweise be-
weidet, mit einem kleinen Unterstand und einigen Gehölzen. Entlang des östlichen Randes 
verläuft eine Hecke, am südlichen Rand grenzt das Kulmitzbächl mit Röhrichten und Stillge-
wässern an. In unmittelbarer und weiterer Umgebung befinden sich zahlreiche wertvolle Bio-
tope, darunter Flachmoore, Streuwiesen, feuchte Hochstaudenfluren, Gehölze mit Tümpeln 
und Magerrasen. Einige dieser Flächen sind nach § 30 BNatSchG beziehungsweise Art. 23 
BayNatSchG geschützt. 

Die faunistisch relevanten Strukturen im Gebiet bieten ein hohes Potenzial für verschiedene 
streng oder besonders geschützte Arten. Ruderalflächen und Böschungen können Zau-
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neidechse und Schlingnatter Lebensraum bieten, während Ackerflächen und Grünland insbe-
sondere für Feldlerche, Rebhuhn und Wachtel geeignet sind. Im Rahmen der Begehung wur-
den bereits singende Feldlerchen nachgewiesen. Die Gehölzbestände können Nistplätze für 
Hecken- und Höhlenbrüter sowie Quartiere für Fledermäuse darstellen. Zudem sind sie poten-
ziell Lebensraum für die Haselmaus. Amphibien wie Grünfrösche wurden im angrenzenden 
Stillgewässer beobachtet; auch Kammmolch, Knoblauchkröte und Moorfrosch sind aufgrund 
der Strukturen möglich. In den umgebenden Feuchtgebieten könnte zudem die Libelle Große 
Moosjungfer vorkommen. 

Die Wirkanalyse ergab, dass sämtliche dieser Artengruppen durch das Vorhaben betroffen 
sein können. So drohen insbesondere Verlust und Entwertung von Lebensräumen, Störungen 
während der Bauphase sowie eine dauerhafte Barrierewirkung durch die bauliche Struktur. Da 
viele dieser Arten streng geschützt sind und sich im Gebiet oder dessen unmittelbarem Umfeld 
befinden, wurde die Notwendigkeit einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung festge-
stellt. 

Für die weiteren Planungsschritte wird ein entsprechendes Untersuchungsprogramm vorge-
sehen. Es umfasst Brutvogelkartierungen einschließlich spezieller Erfassungen von Rebhuhn 
und Wachtel, Fledermauserhebungen durch Transekte, Horchboxen und Baumhöhlenkontrol-
len, Reptilienuntersuchungen mit künstlichen Verstecken, Amphibienerhebungen mit Sichtbe-
obachtungen, Verhören und Hydrophonaufnahmen sowie die Untersuchung möglicher Hasel-
mausvorkommen mit Niströhren. Ergänzend wird eine Habitatbaumuntersuchung durchge-
führt, um Quartierbäume von Vögeln und Fledermäusen zu identifizieren. 

Zur Vermeidung und Minderung negativer Auswirkungen sind verschiedene Maßnahmen vor-
gesehen. Baumfällungen sollen ausschließlich im Winterhalbjahr erfolgen, außerhalb der Brut-
zeit von Vögeln und der Wochenstubenzeit von Fledermäusen. Eine Baufeldberäumung ist 
ebenfalls in dieser Zeit möglich, anschließend kann eine gezielte Vergrämung potenzieller 
Brutvögel durch Flatterbänder oder Scheuchgeräte erfolgen. Potenzielle Fledermausquartiere 
in Bäumen sollen vor einer Fällung durch Abhängen der Höhlen mit Folien unattraktiv gemacht 
werden. Die Fällung selbst soll schonend erfolgen, um Haselmäuse nicht zu gefährden, wobei 
Wurzelstöcke erst ab Mai des Folgejahres entfernt werden sollen. Während der Bauzeit ist auf 
nächtliche Beleuchtung möglichst zu verzichten; im späteren Betrieb sollen ausschließlich in-
sektenfreundliche Leuchtmittel zum Einsatz kommen. An Glasfassaden sind Maßnahmen ge-
gen Vogelschlag vorzusehen. Baustelleneinrichtungen und Zufahrten sollen so optimiert wer-
den, dass sie die Eingriffe möglichst gering halten. Je nach Bedarf können Schutzzäune für 
Amphibien, Reptilien und Haselmäuse aufgestellt oder Tiere gefangen und umgesiedelt wer-
den. 

Darüber hinaus sind vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) erforderlich, 
die vor Beginn des Eingriffs wirksam sein müssen. Dazu gehören das Aufhängen von Nistkäs-
ten für Vögel sowie Fledermauskästen an Bäumen in der Umgebung. Baumhöhlen, die bei 
Fällungen geborgen werden, können an geeigneten Stellen wiederverwendet werden. Für Fle-
dermäuse ist der frühzeitige Beginn der Maßnahmen entscheidend, da Ersatzquartiere oft erst 
nach Jahren angenommen werden. Weiterhin sollen magere Kraut- und Grassäume für Rep-
tilien sowie Blühstreifen, Dauerbrachen und Feldlerchenfenster für Offenlandvögel geschaffen 
werden. Für Strauchbrüter wie den Neuntöter ist die Neupflanzung von Gebüschen vorgese-
hen. 
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Insgesamt zeigt die Relevanzprüfung, dass für das geplante Gewerbegebiet eine artenschutz-
fachliche Begleitmaßnahme erforderlich ist. Mit einer speziellen artenschutzrechtlichen Prü-
fung und der Umsetzung der beschriebenen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen kön-
nen jedoch Verbotstatbestände nach §§ 44 und 45 BNatSchG vermieden oder kompensiert 
werden. Ein entsprechendes Gutachten wird im Laufe der weiteren Planung erarbeitet und in 
die Abwägung eingestellt. 

2.1.5 Abwägung der Ergebnisse der Umweltprüfung und der Eingriffs- und 
Ausgleichsbewertung  

Zum Bebauungsplan wurde ein Umweltbericht erarbeitet. Demzufolge ist der Bebauungsplan 
mit Eingriffen in die Schutzgüter Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, Landschaft und Klima ver-
bunden. 

Für die Bilanzierung wurde das Verfahren nach der Bayerischen Kompensationsverordnung 
(BayKompV) angewendet. Dabei wurden die vorkommenden Biotop- und Nutzungstypen kar-
tiert und mit Wertpunkten belegt. Im Ausgangszustand ergibt sich eine Summe von rund 
294.795 Wertpunkten. 

Die geplanten Eingriffe durch Bebauung, Versiegelung und Inanspruchnahme führen zu einem 
Kompensationsbedarf von 235.836 Wertpunkten. Nach Ansatz der innerhalb des Plangebiets 
vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen und Ersatzmaßnahmen verbleibt ein Defizit von etwa 
92.274 Wertpunkten, das über externe Flächen oder durch Nutzung des gemeindlichen Öko-
kontos zu decken ist. 

Um die unmittelbaren Auswirkungen der Bebauung zu verringern, enthält der Bebauungsplan 
eine Reihe von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen: 

• Lichtmanagement: Außenbeleuchtungen sind mit insektenfreundlichen Leuchtmitteln 
auszustatten. Blendungen werden durch die Wahl geeigneter Abstrahlwinkel vermie-
den, und Leuchten sind dimmbar oder über Bewegungsmelder steuerbar. Damit sollen 
sowohl Insekten als auch nachtaktive Vögel und Fledermäuse geschützt werden. 

• Baumfällungen und Baufeldräumung: Gehölzarbeiten dürfen nur im Winterhalbjahr 
zwischen Oktober und Februar erfolgen, um Brutvögel und Fledermäuse nicht zu be-
einträchtigen. 

• Vogelschlagprävention: Glasflächen an Gebäuden, die Gefahr für Kollisionen bergen, 
müssen mit geprüften Rasterfolien oder anderen geeigneten Maßnahmen ausgestattet 
werden. 

• Erhalt und Schutz von Bäumen: Einzelbäume, die im Plangebiet verbleiben, werden 
nach ZTV-Baumpflege und DIN 18920 während der Bauzeit geschützt. 

• Begrünung: Nicht bebaute Flächen innerhalb des Gewerbegebiets, insbesondere 
Dach- und Fassadenflächen, sind zu begrünen. Damit wird die Eingrünung verbessert 
und die ökologische Funktion gestärkt. 

• Integration technischer Bauwerke: Unterirdische Bauwerke sind mit durchwurzelbaren 
Bodenschichten zu überdecken, sodass eine Begrünung möglich bleibt. 

• Vermeidung von Fallenwirkungen: Von technischen Anlagen (z.B. Kellerschächte) kön-
nen für kleine Tiere Barriere- oder Fallenwirkungen. 

• ausgehen. Diese sind zu vermeiden bzw. ausreichend zu sichern. 
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Diese Maßnahmen dienen vor allem der Reduzierung von Störungen und sollen gewährleis-
ten, dass die verbleibenden Flächen naturnah genutzt werden können. 

Um die Eingriffe zu kompensieren, werden verschiedene Ausgleichsmaßnahmen innerhalb 
und außerhalb des Plangebiets vorgesehen: 

• Anlage von Hecken: Entlang von Wegeführungen und als Abgrenzung zu Radwegen 
und angrenzenden Flächen werden neue Hecken aus autochthonen Straucharten (z. 
B. Weißdorn, Schlehe, Hasel) angelegt. Die Hecken sollen doppelreihig gepflanzt wer-
den und dienen als Nahrungs- und Brutbiotop für Vögel, als Vernetzungsstruktur für 
Kleinsäuger und Insekten sowie als visuelle Abschirmung des Gewerbegebiets. 

• Umwandlung von Ackerflächen in extensives Grünland: Ackerflächen werden dauer-
haft in artenreiches Extensivgrünland umgewandelt. Die Einsaat erfolgt mit Regio-
Saatgut. Bewirtschaftung und Pflege sind extensiv: eine späte Mahd einmal jährlich im 
September, kein Einsatz von Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln. Durch diese Maß-
nahme entsteht ein wertvoller Lebensraum für Feldvögel, Insekten und Kleinsäuger. 

• Anlage von Kleingewässern: In den Ausgleichsflächen sollen mehrere Stillgewässer 
mit einer Mindestgröße von 100 m² und einer Tiefe zwischen 20 und 150 cm angelegt 
werden. Mindestens 30 Prozent der Fläche werden als Flachwasserzonen ausgebildet. 
Die Uferbereiche werden mit Extensivgrünland eingesät. Diese Maßnahme dient ins-
besondere der Förderung von Amphibien (z. B. Grünfrösche, Kammmolch, Knoblauch-
kröte) und von Libellenarten wie der Großen Moosjungfer. 

• Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen: Hecken werden regelmäßig gepflegt, wobei ein 
abschnittsweiser Rückschnitt erfolgt, um die ökologische Funktion zu sichern. Grün-
landflächen werden abschnittsweise gemäht, um Insektenpopulationen zu schonen. 
Pflanzungen sind vor Wildverbiss zu schützen, und ausgefallene Sträucher oder 
Bäume sind zu ersetzen. 

Über die naturschutzfachliche Eingriffsregelung hinaus sind CEF-Maßnahmen („continuous 
ecological functionality“) notwendig, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu vermei-
den: 

• Nistkästen für Vögel: Für Gebäudebrüter wie Haussperling, Hausrotschwanz und Mau-
ersegler werden Nistkästen angebracht. Teilweise können diese in die Neubauten in-
tegriert werden. 

• Fledermauskästen: Quartierkästen werden an Bäumen und Gebäuden angebracht, um 
die Funktion der durch Fällungen verlorengehenden Quartiere zu sichern. 

• Habitatbäume: Einzelne Bäume mit Höhlen oder Strukturen werden, soweit möglich, 
erhalten oder es werden Ersatzstrukturen geschaffen. 

• Reptilien- und Amphibienhabitate: In den Ausgleichsflächen können gezielt Strukturen 
wie Steinhaufen oder Rohbodenstellen angelegt werden, die Zauneidechsen, 
Schlingnattern und Amphibien als Lebensraum dienen. 

Diese Maßnahmen sind frühzeitig vor Beginn der Bauarbeiten umzusetzen, um sicherzustel-
len, dass die Funktionsfähigkeit der Lebensräume nahtlos gewährleistet bleibt. 

Das geplante Gewerbegebiet „Regnitzlosau-Draisendorf“ führt zu Eingriffen in Natur und Land-
schaft, insbesondere durch den Verlust von Acker- und Grünlandflächen und die Versiegelung 
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großer Flächen. Mit den festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen können unmittelbare Beein-
trächtigungen reduziert werden. Die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen – Umwandlung 
von Ackerflächen in Extensivgrünland, Anlage von Hecken und Stillgewässern – tragen zur 
ökologischen Aufwertung des Landschaftsraums bei. 

Artenschutzrechtliche CEF-Maßnahmen sichern die Lebensraumfunktion für geschützte Arten 
wie Fledermäuse, Feldlerche, Haselmaus oder Amphibien. Dennoch verbleibt ein rechneri-
sches Defizit von rund 92.000 Wertpunkten. Dieses soll über externe Kompensationsmaßnah-
men oder durch das gemeindliche Ökokonto ausgeglichen werden. 

2.1.6 Abwägung der Ergebnisse der Schallimmissionsprognose 

Ein entsprechendes Gutachten wird ggf. im Laufe der weiteren Planung erarbeitet, sofern er-
forderlich und in die Abwägung eingestellt. 

2.1.7 Abwägung der Ergebnisse des Versickerungs- und 
Baugrundgutachtens 

Ein entsprechendes Gutachten wird ggf. im Laufe der weiteren Planung erarbeitet, sofern er-
forderlich und in die Abwägung eingestellt. 

2.2 Planungsrechtliche Festsetzungen 

2.2.1 Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung 

Zeichnerische Festsetzung: 

Gewerbegebiete 

Die Baugebiete im Geltungsbereich werden den allgemeinen Zielen des Bebauungsplanes 
folgend als Gewerbegebiete nach § 8 BauNVO festgesetzt. Der Bebauungsplan setzt damit 
auf derzeit durch Landwirtschaft genutzten Flächen Baugebiete fest, die einer weiteren land-
wirtschaftlichen Nutzung entgegenstehen.  

Das planerische Konzept sieht die Bereitstellung von Flächen für Gewerbetriebe im engeren 
Sinne (produzierendes und dienstleistendes Gewerbe) vor. Diese Gewerbetriebe sollen ent-
sprechende Entfaltungsmöglichkeiten erhalten. Eine Verdrängung durch andere Gewerbebe-
triebe soll ausgeschlossen werden. Die verfügbaren Flächen sollen nicht bereits durch andere 
Arten von Gewerbebetrieben (beispielsweise mit höherer Wertschöpfung) in Anspruch genom-
men werden bzw. sollen durch solche Betriebe mögliche Bodenwertsteigerungen ausge-
schlossen werden. 

Textliche Festsetzung 1.1.1: 

Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen sind nur ausnahmsweise zulässig. 

Photovoltaikanlagen als Nebenanlagen von zulässigen Nutzungen z.B. auf Gewerbebauten 
oder als Testfläche von Forschungs- und Produktionseinrichtungen sind nach der Festsetzung 
uneingeschränkt zulässig. Gleiches gilt für Photovoltaikanlagen, die als Hauptanlage auf Ge-
bäuden oder über Stellplatzanlagen errichtet werden. Gegenstand der Festsetzungen sind 
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ausschließlich Photovoltaikfreiflächenanlagen. Diese werden unter Ausnahmevorbehalt ge-
stellt. Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sollen von Anlagen der Photovoltaik und 
Solarthermie freigehalten werden. Von den genannten Anlagen können landschaftsbildbeein-
trächtigende Wirkungen ausgehen. 

Mit der Festsetzung soll durch Prüfung im Einzelfall die Zweckentfremdung gut erschlossener 
Gewerbeflächen durch ebenerdige Photovoltaikanlagen als Hauptanlagen vermieden werden. 
Derartige Flächen sind im Gemeindegebiet nur beschränkt vermehrbar.  

Die Ausnahme ist im Einzelfall zu prüfen. Als Ausnahmen kommen z.B. folgende Fallkonstel-
lationen in Frage: 

• nicht nutzbare untergeordnete Restflächen anderweitig gewerblich genutzter Bau-
grundstücke; 

• Flächen, die aufgrund ihrer Lage, oder sonstigen Gründen auch künftig keine andere 
gewerbliche Nutzung erwarten lassen. 

Textliche Festsetzung 1.1.2: 

Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein zulässigen Geschäfts-, Büro und 
Verwaltungsgebäude sind nur ausnahmsweise zulässig. 

Die ausnahmsweise Zulässigkeit dient der Sicherung der Flächen für das produzierende Ge-
werbe. Separate Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude sollen zulässig sein, wenn sie 
im Zusammenhang mit Gewerbebetrieben stehen und es sich hierbei nicht um eine eigenstän-
dige Hauptnutzung sondern um eine ergänzende Nebennutzung handelt. Geschäfts-, Büro- 
und Verwaltungsgebäude als Hauptnutzungen (ohne Bezug zu im Plangebiet ansässigen pro-
duzierenden Betrieben) könnten dagegen die im Bebauungsplan festgesetzten Gewerbeflä-
chen auch in der Summe der Betriebe ausschöpfen und zudem Nutzungskonflikte aufgrund 
ihrer eigenen relativen Empfindlichkeit für Immissionen (neben Lärm auch Staub, Schmutz und 
Schadstoffe) verstärken. Die Beschränkung dieser Nutzungen trägt somit auch zu einer Mini-
mierung des Gefährdungspotenzials für Menschen bei. 

Textliche Festsetzung 1.1.3: 

Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein zulässigen Anlagen für sportliche 
Zwecke sind nur ausnahmsweise zulässig. 

Mit dieser Beschränkung soll vermieden werden, dass auf den Gewerbeflächen Sportanlagen 
in größerer Zahl oder erheblichem Umfang realisiert werden, die einer Förderung des produ-
zierenden Gewerbes entgegenstehen und die vorgesehene (aufwendige) medientechnische 
Erschließung nicht ausschöpfen. Für entsprechende Anlagen stehen zudem andere Flächen 
im Gemeindegebiet zur Verfügung.  

Textliche Festsetzung 1.1.4: 

Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe 
sind nicht zulässig. 

Um Gewerbetrieben die entsprechenden Entfaltungsmöglichkeiten zu sichern, sollen Einzel-
handelsbetriebe ausgeschlossen werden, die häufig aufgrund ihrer höheren Wertschöpfung 
derartige Gewerbebetriebe verdrängen. Die Zulässigkeit derartiger Nutzungen ist in anderen 
Bereichen des Gemeindegebietes gegeben. 
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Textliche Festsetzung 1.1.5: 

Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässigen Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes sind nicht zulässig. 

Die Festsetzung erfolgt, um die von den vorgesehenen gewerblichen Nutzungen möglicher-
weise ausgehenden Emissionen nicht zu Konflikten mit Anlagen, die dem (temporären) Auf-
enthalt von Menschen dienen, herbeizuführen. Betriebe des Beherbergungsgewerbes als Un-
terart der Gewerbebetriebe aller Art werden auch ausgeschlossen, da eine Entwicklung mit 
Hotels, Pensionen oder Ferienappartements städtebaulich aufgrund der allgemeinen planeri-
schen Konzeption für das Gewerbegebiet nicht erwünscht ist.  

Textliche Festsetzung 1.1.6: 

Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anlagen für kirch-
liche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind nicht zulässig. 

Mit diesen Ausschluss soll vermieden werden, dass auf den Gewerbeflächen entsprechende 
Anlagen realisiert werden, die einer Förderung des produzierenden Gewerbes entgegenste-
hen und die vorgesehene (aufwendige) medientechnische Erschließung nicht ausschöpfen. 
Für entsprechende Anlagen stehen andere Flächen im Gemeindegebiet zur Verfügung.  

2.2.2 Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung 

Zeichnerische Festsetzung: 

Grundflächenzahl 0,8 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB setzt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 
fest. Festgesetzt wird eine Grundflächenzahl von 0,8, welche sich innerhalb des Orientierungs-
wertes für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung nach § 17 BauNVO für Gewer-
begebiete bewegt.  

Zeichnerische Festsetzung: 

Zulässige Höhe baulicher Anlagen (Oberkante) in m über der Bezugshöhe NHN 
(Normalhöhennull): z. B. 562 m 

Textliche Festsetzung 2.1: 

Die Oberkante der baulichen Anlagen (OK) ist der höchste Punkt baulicher Anla-
gen. 

Die Festsetzung ermöglicht Gebäudehöhen von bis zu maximal 17 m über Gelände. Festge-
setzt ist die Höhe über der Bezugshöhe NHN. Dies dient der Wahrung des Landschaftsbildes. 

Textliche Festsetzung 2.2: 

Eine Überschreitung der Oberkante baulicher Anlagen (OK) ist auf maximal 20 % 
der Grundfläche einer Hauptanlage durch untergeordnete Bauteile ausnahms-
weise zulässig, sofern es sich um Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung 
handelt und die Überschreitung maximal 2 m über die festgesetzte Oberkante 
(OK) hinausgeht. 
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Textliche Festsetzung 2.3: 

Eine Überschreitung der Oberkante baulicher Anlagen (OK) durch Nebenan-la-
gen ist ausnahmsweise zulässig, sofern die Überschreitung maximal 2 m über 
die festgesetzte Oberkante (OK) hinausgeht. 

Eine Überschreitung der maximalen Anlagenhöhe von Hauptanlagen soll in Ausnahmen für 
notwendige Elemente der technischen Gebäudeausstattung wie Be- und Entlüftungsanlagen, 
Aufstiegsmöglichkeiten und Ähnliches ermöglicht werden. Zudem soll eine Überschreitung 
durch Nebenanlagen ausnahmsweise möglich sein. Durch den Ausnahmevorbehalt wird gesi-
chert, dass im Einzelfall geprüft werden kann, ob es sich um notwendige und untergeordnete 
Anlagen handelt. Eine Überschreitung der Oberkante baulicher Anlagen (OK) ist maximal um 
bis zu 2 m ist ausnahmsweise zulässig, sofern diese keine negativen Auswirkungen, beispiels-
weise auf das Ortsbild, mit sich führen. 

2.2.3 Festsetzungen zur Bauweise und überbaubaren Grundstücksfläche, 
Baugrenzen 

Zeichnerische Festsetzung: 

Baugrenzen 

Die überbaubaren Flächen werden mit Baugrenzen großzügig eingefasst, wodurch für die Ge-
bäude der anzusiedelnden Betriebe hohe Flexibilität in der Grundstücksausnutzung gegeben 
ist. Die festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche sichert die erforderliche räumliche Dis-
tanz zu angrenzenden Straßenverkehrsflächen sowie landwirtschaftlich genutzten Flächen. 

Textliche Festsetzung 3.1: 

In der abweichenden Bauweise werden Gebäude entsprechend einer offenen 
Bauweise nach § 22 Abs. 2 Satz 1 BauNVO errichtet. Eine Längenbeschränkung 
der Gebäude nach § 22 Abs. 2 Satz 2 BauNVO besteht nicht. 

2.2.4 Verkehrsflächen 

Zeichnerische Festsetzung: 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung Landwirtschaftlicher Verkehr 

Textliche Festsetzung 4: 

Die Einteilung der Verkehrsflächen ist nicht Gegenstand der Festsetzungen. 

Zeichnerisch ist eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung festgesetzt, die die 
Zweckbestimmung Landwirtschaftlicher Verkehr besitzt. Sie dient der Erschließung der an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen sowie als Rad- und Wanderwege.  

2.2.5 Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen 

Textliche Festsetzung 5: 

Aufschüttungen oder Abgrabungen des vorhandenen Geländes sind bis zu einer 
Höhe von max. 2 m zulässig. 
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Aufgrund der topografischen Verhältnisse im Plangebiet sollen Geländemodellierungen zuläs-
sig sein. Aufschüttungen oder Abgrabungen sollen möglich sein, insbesondere um die Haupt-
anlagen auf dem Baugrundstück unterbringen zu können. Die Baugrundstücke und die nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen sollen auch im Bereich von bestehenden Höhensprüngen 
in der bestehenden Topografie zweckmäßig angelegt werden können. 

2.2.6 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 

 Zeichnerische Festsetzung: 

 Maßnahmenflächen 

Zeichnerisch sind entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze und im Süden des Plange-
bietes Maßnahmenflächen festgesetzt. Diese dienen dem Ausgleich des Eingriffs durch die 
geplanten Baugebiete und Verkehrsflächen. Diese wurden im Rahmen des Umweltberichtes 
formuliert und werden vollumfänglich übernommen. Die Maßnahmenflächen 1 und 2 sollen auf 
öffentlichen Grünflächen eine Zäsur schaffen. Diese ca. 5m breiten Flächen befinden sich ent-
lang bereits bestehender Baum- und Strauchbestände. Ebenso sollen die Maßnahmenflächen 
3 und 4 die geplanten Gewerbeflächen vom angrenzenden Landschaftsraum und den Ver-
kehrsflächen abschirmen und auch visuell trennen. Es handelt sich hierbei um 12 m breite, zu 
bepflanzende Flächen. Es ergibt sich somit ein von Nord nach Süd verlaufender Verkehrsweg, 
der durch Maßnahmen beidseitig dicht bepflanzt ist. Die Maßnahmenfläche 5 stellt einen Über-
gang in den südlichen, teils bewaldeten Landschaftsraum dar. Die Maßnahmenflächen 3,4 und 
5 werden auf den gewerblichen Bauflächen umgesetzt. 

Textliche Festsetzung 6.1: 

Innerhalb der Maßnahmenfläche M3 ist eine mindestens doppelreihige Hecke aus 
autochthonen Straucharten entsprechend des Vorkommensgebietes (Herkunfts-
region UG 15: Thüringer Wald, Fichtelgebirge und Vogtland) unter Berücksichti-
gung der Rahmenliste für autochthones Saat- und Pflanzgut von Gehölzen anzu-
legen (siehe zu verwendende Arten dieser Festsetzung). Die Sträucher sind mit 
einer Pflanzgröße von: Sträucher, 2-mal verschult, Höhe 80-120 cm zu pflanzen. 
In der Reihe ist zwischen den Sträuchern ein Abstand von 1,5 m einzuhalten, der 
Pflanzabstand beträgt ca. 1 m. Die Pflanzung erfolgt im Verband. Eine Anwuchs-
pflege ist zu gewährleisten, ebenso ein Ausmähen der Pflanzflächen in den ers-
ten drei bis fünf Jahren (2 x jährlich) sowie ein regelmäßiger Pflegeschnitt. Die 
beiden Hecken sind dauerhaft zu unterhalten, bei Bedarf zu pflegen und Ausfälle 
unverzüglich gleichartig zu ersetzen. 

Zu verwenden sind bei den Bäumen Feld-Ahorn (Acer campestre), Bergahorn (A-
cer pseudoplatanus), Spitz-Ahorn (Acer platanoides), Hainbuche (Carpinus be-
tulus), Buche (Fagus sylvatica), Faulbaum (Frangula alnus), Vogel-Kirsche 
(Prunus avium), Traubenkirsche (Prunus padus), Stiel-Eiche (Quercus robur), 
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Winter-Linde (Tilia cordata), Bergulme 
(Ulmus glabra). Bei den Sträuchern sind die folgenden Arten zu verwenden: Kor-
nel-kirsche (Cornus mas), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Zweigriffliger 
Weißdorn (Crataegus laevigata), Eingriffliger Weißdorn (Crategus monogyna), 
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Gewöhnliche Hasel (Corylus avellana), Besen-Ginster (Cystisus scoparius) Ge-
meiner Linguster (Ligustrum vulgare), Gewöhnliche Heckenkirsche (Lonicera xy-
losteum), Vogelkirsche (Prunus avi-um), Schlehe (Prunus spinosa), Hunds-Rose 
(Rosa canina), Wildrose (Rosa spp.), Himbeere (Rubus idaeus) Weiden (Salix 
spec.), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Vogelbeere (Sorbus aucuparia), 
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus). 

Die Anzahl ist bei Detailplanung noch festzulegen. Die Hecke soll u.a. aus Sträuchern mit 
Stacheln und Dornen (z.B. Weißdorn, Schlehe) bestehen, damit sie den Vögeln Schutz bietet. 
Auf Düngung und Pflanzenschutzmitteleinsatz ist zu verzichten. Zudem soll ein Wildschutz-
zaun gegen Verbiss- und Fegeschäden aufgestellt werden. Eine Anwuchspflege (z.B. Gewäs-
sern der Gehölze) ist zu gewährleisten. Die Flächen sind auch nach Ablauf der Entwicklungs-
pflege in einem funktionsfähigen Zustand zu erhalten. Daher sollten bei Bedarf Pflegeeingriffe 
erfolgen. Die Detailplanung erfolgt im Verlauf des weiteren Verfahrens. 

Textliche Festsetzung 6.2: 

Innerhalb der Maßnahmenfläche M4 ist eine mindestens doppelreihige Hecke aus 
autochthonen Straucharten entsprechend des Vorkommensgebietes (Herkunfts-
region UG 15: Thüringer Wald, Fichtelgebirge und Vogtland) unter Berücksichti-
gung der Rahmenliste für autochthones Saat- und Pflanzgut von Gehölzen anzu-
legen (siehe zu verwendende Arten dieser Festsetzung). Die Sträucher sind mit 
einer Pflanzgröße von: Sträucher, 2-mal verschult, Höhe 80-120 cm zu pflanzen. 
In der Reihe ist zwischen den Sträuchern ein Abstand von 1,5 m einzuhalten, der 
Pflanzabstand beträgt ca. 1 m. Die Pflanzung erfolgt im Verband. Eine Anwuchs-
pflege ist zu gewährleisten, ebenso ein Ausmähen der Pflanzflächen in den ers-
ten drei bis fünf Jahren (2 x jährlich) sowie ein regelmäßiger Pflegeschnitt. Die 
beiden Hecken sind dauerhaft zu unterhalten, bei Bedarf zu pflegen und Ausfälle 
unverzüglich gleichartig zu ersetzen. 

Zu verwenden sind bei den Bäumen Feld-Ahorn (Acer campestre), Bergahorn (A-
cer pseudoplatanus), Spitz-Ahorn (Acer platanoides), Hainbuche (Carpinus be-
tulus), Buche (Fagus sylvatica), Faulbaum (Frangula alnus), Vogel-Kirsche 
(Prunus avium), Traubenkirsche (Prunus padus), Stiel-Eiche (Quercus robur), 
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Winter-Linde (Tilia cordata), Bergulme 
(Ulmus glabra). Bei den Sträuchern sind die folgenden Arten zu verwenden: Kor-
nelkirsche (Cornus mas), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Zweigriffliger 
Weißdorn (Crataegus laevigata), Eingriffliger Weißdorn (Crategus monogyna), 
Gewöhnliche Hasel (Corylus avellana), Besen-Ginster (Cystisus scoparius) Ge-
meiner Linguster (Ligustrum vulgare), Gewöhnliche Heckenkirsche (Lonicera xy-
losteum), Vogelkirsche (Prunus avium), Schlehe (Prunus spinosa), Hunds-Rose 
(Rosa canina), Wildrose (Rosa spp.), Himbeere (Rubus idaeus) Weiden (Salix 
spec.), Traubenholunder (Sambucus racemosa), Vogelbeere (Sorbus aucuparia), 
Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus). 

Die Anzahl ist bei Detailplanung noch festzulegen. Die Hecke soll u.a. aus Sträuchern mit 
Stacheln und Dornen (z.B. Weißdorn, Schlehe) bestehen, damit sie den Vögeln Schutz bietet. 
Auf Düngung und Pflanzenschutzmitteleinsatz ist zu verzichten. Zudem soll ein Wildschutz-
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zaun gegen Verbiss- und Fegeschäden aufgestellt werden. Eine Anwuchspflege (z.B. Gewäs-
sern der Gehölze) ist zu gewährleisten. Die Flächen sind auch nach Ablauf der Entwicklungs-
pflege in einem funktionsfähigen Zustand zu erhalten. Daher sollten bei Bedarf Pflegeeingriffe 
erfolgen. Die Detailplanung erfolgt im Verlauf des weiteren Verfahrens. 

Textliche Festsetzung 6.3: 

Am nördlichen Rand der Maßnahmenfläche M5 ist angrenzend an die Maßnah-
menfläche M4 eine mesophile Hecke als Brut- und Nahrungsbiotope für arten-
schutzrechtlich bedeutsame Arten zu entwickeln. Es ist eine mindest doppelrei-
hige Hecke aus autochthonen Straucharten entsprechend des Vorkommensge-
bietes (Herkunftsregion UG 15: Thüringer Wald, Fichtelgebirge und Vogtland) un-
ter Berücksichtigung der Rahmenliste für autochthones Saat- und Pflanzgut von 
Gehölzen angelegt werden (siehe zu verwendende Arten dieser Festsetzung). Die 
Sträucher sind mit einer Pflanzgröße von: Sträucher, 2-mal verschult, Höhe 80-
120 cm zu pflanzen. In der Reihe ist zwischen den Sträuchern ein Abstand von 
1,5 m einzuhalten, der Pflanzabstand beträgt ca. 1 m. Die Pflanzung erfolgt im 
Verband. Eine Anwuchspflege (z.B. Gewässern der Gehölze) ist zu gewährleis-
ten, ebenso ein Ausmähen der Pflanzflächen in den ersten drei bis fünf Jahren 
(2 x jährlich) sowie ein regelmäßiger Pflegeschnitt. Die beiden Hecken sind dau-
erhaft zu unterhalten, bei Bedarf zu pflegen und Ausfälle unverzüglich gleichartig 
zu ersetzen. 

Bei den Sträuchern sind die folgenden Arten zu verwenden: Kornelkirsche (Cor-
nus mas), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Zweigriffliger Weißdorn (Cratae-
gus laevigata), Eingriffliger Weißdorn (Crategus monogyna), Gewöhnliche Hasel 
(Corylus avellana), Besen-Ginster (Cystisus scoparius) Gemeiner Linguster (Li-
gustrum vulgare), Gewöhnliche Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Vogelkir-
sche (Prunus avium), Schlehe (Prunus spinosa), Hunds-Rose (Rosa canina), 
Wildrose (Rosa spp.), Himbeere (Rubus idaeus) Weiden (Salix spec.), Trauben-
holunder (Sambucus racemosa), Vogelbeere (Sorbus aucuparia), Gewöhnlicher 
Schneeball (Viburnum opulus).  

Textliche Festsetzung 6.4: 

Innerhalb der Maßnahmenfläche M5 sind die südlich an die in der vor-hergehen-
den Festsetzung festgelegte Hecke anschließend die intensiv genutzten Acker-
flächen in mäßig extensiv bewirtschaftetes, artenreiches Grünland umzuwan-
deln. Um die Extensivierung der Fläche zu erreichen, wird voraussichtlich ein 
Oberbodenabtrag erforderlich sein. Für die Ansaat ist ausschließlich autochtho-
nes, zertifiziertes Regio-Saatgut aus der Herkunftsregion 15 – Thüringer Wald, 
Fichtelgebirge und Vogtland zu verwenden. Die Mahd der Flächen hat dauerhaft 
einmal jährlich Mitte September erfolgen.  

Textliche Festsetzung 6.5: 

Als weitere Maßnahme sind am südlichen Rand der Maßnahmenfläche M5 meh-
rere dauerhafte, teilweise auch temporäre Kleingewässer herzustellen, die als 
eutrophe, naturnahe Stillgewässer ausgebildet werden. Sie sollen u.a. verschie-
denen Amphibien- und Libellenarten als Lebensraum dienen. Dazu werden an 
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geeigneten Stellen durch Oberbodenabtrag und Geländemodellierung Senken 
hergestellt. Möglicherweise ist in einigen der Senken eine Abdichtung nötig. Da-
für ist vorrangig eine Abdichtung mit Lehm anzustreben. Die Gewässer, die in 
den Senken angelegt werden, haben jeweils eine Mindestgröße von 100 m² auf-
weisen. Die Gewässertiefe hat 20 bis 150 cm zu betragen. Die Flachwasserberei-
che (<50 cm) haben mind. 30% der Gesamtfläche betragen. Diese Gewässer ha-
ben von artenreichem Extensivgrünland umgeben zu sein, welches einen wert-
vollen Lebensraum für verschiedene Tier- und Pflanzenarten darstellt. Für die 
Ansaat ist ausschließlich autochthones, zertifiziertes Regio-Saatgut aus der Her-
kunftsregion 15 – Thüringer Wald, Fichtelgebirge und Vogtland zu verwenden. 
Um die Extensivierung der Fläche zu erreichen wird voraussichtlich ein Oberbo-
denabtrag erforderlich sein. Im Rahmen einer Pflegemahd ist die Extensivwiese 
auf dem Flurstück 235 einmal jährlich im September abschnittsweise zu mähen. 

Die Anzahl der zu pflanzenden Sträucher ist bei Detailplanung noch festzulegen. Die Hecke 
soll u.a. aus Sträuchern mit Stacheln und Dornen (z.B. Weißdorn, Schlehe) bestehen, damit 
sie den Vögeln Schutz bietet. Auf Düngung und Pflanzenschutzmitteleinsatz ist zu verzichten. 
Zudem soll ein Wildschutzzaun gegen Verbiss- und Fegeschäden aufgestellt werden. Eine 
Anwuchspflege (z.B. Gewässern der Gehölze) ist zu gewährleisten. Die Flächen sind auch 
nach Ablauf der Entwicklungspflege in einem funktionsfähigen Zustand zu erhalten. Daher 
sollten bei Bedarf Pflegeeingriffe erfolgen. Die Detailplanung erfolgt im Verlauf des weiteren 
Verfahrens. 

2.2.7 Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom 
oder Wärme aus erneuerbaren Energien 

Textliche Festsetzung 7.1: 

In den festgesetzten Gewerbegebieten sind die nutzbaren Dachflächen der 
Hauptanlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu mindestens 
50 % mit Anlagen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie (Pho-
tovoltaikanlagen und/oder Solaranlagen) auszustatten (Solarmindestfläche). 

Textliche Festsetzung 7.2: 

Die gemäß textlicher Festsetzung Nr. 7.1 auf den Dachflächen zu errichtende Flä-
che für Anlagen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie redu-
ziert sich um die Flächengröße, die durch Anlagen zur Nutzung der einfallenden 
solaren Strahlungsenergie an den Fassaden der Hauptanlage in Anspruch ge-
nommen wird. 

Textliche Festsetzung 7.3: 

Die gemäß textlicher Festsetzung Nr. 7.1 auf den Dachflächen zu errichtende Flä-
che für Anlagen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie redu-
ziert sich um die Flächengröße, die durch Anlagen zur Nutzung der einfallenden 
solaren Strahlungsenergie auf Stellplatzflächen in Anspruch genommen wird. 

Festgesetzt wird eine Solarmindestfläche, die die Erzeugung von Strom zur Eigennutzung 
bzw. zum Einspeisen in das Netz ermöglicht. Die hiermit verbundene Pflicht zur Installation 
von PV- oder Solaranlagen trägt zu einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung bei. Sie 
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dient insbesondere dem Klimaschutz sowie dem Belang der Nutzung erneuerbarer Energien. 
Da mit der Realisierung der festgesetzten Nutzungen ein zusätzlicher Energiebedarf ausgelöst 
wird, steigt auch der kommunale Energiebedarf, der mit der vorliegenden Festsetzung zumin-
dest teilweise ortsbezogen gedeckt werden kann. 

Das Plangebiet lässt in Verbindung mit den festgesetzten Baulinien und Baugrenzen die Nut-
zung solarer Strahlungsenergie grundsätzlich zu. Eine Verschattung durch Baukörper ist nicht 
anzunehmen. Da der Bebauungsplan Flachdächer sowie flachgeneigte Dächer bis maximal 
10° vorgibt, können die Module zudem entsprechend effizient ausgerichtet bzw. aufgeständert 
werden. Des Weiteren wird die Nutzung solarer Energie nicht durch die vorliegende Topografie 
oder Vegetation beeinträchtigt. Die festgesetzte Solarmindestfläche bewegt sich mit einem 
Anteil von 50 % in einer Größenordnung, die die Nutzung der Dachflächen auch noch ander-
weitig zulässt.  

Nutzbare Dachflächen sind die gesamten Flächen bis zu den äußeren Rändern des Daches, 
die nicht bereits durch technische Anlagen beansprucht werden. Freitragende Vordächer und 
Überdächer bleiben bei der Ermittlung unberücksichtigt. Von einer vollflächigen Solarpflicht 
wird Abstand genommen, um die wirtschaftlichen Verhältnisse der Bauherren sowie die wei-
teren Belange des Klimaschutzes zu be-rücksichtigen. 

2.2.8 Grünordnerische Festsetzungen 

Teil 2 der Begründung (Umweltbericht) wird im laufenden Verfahren erarbeitet und wird Aus-
führungen zu grünordnerischen Zielen und Festsetzungen enthalten. Diese werden im lau-
fenden Verfahren ergänzt. 

Textliche Festsetzung 8.1: 

Einzelbäume und Gehölze sind, soweit möglich, zu erhalten. Einzelbäume sowie 
Gehölze sind innerhalb des Geltungsbereiches zu sichern (dies betrifft unter an-
derem die Maßnahmenflächen M1 und M2). Sofern ein Erhalt nicht möglich ist, 
sind Gehölze artengleich und in einer Mindestpflanzqualität (H 3xv, STU 10-12) 
zu ersetzen. 

Im Plangebiet bestehende Gehölze sollen soweit es geht erhalten bleiben. Bäume und Ge-
hölze, die aus Alters- und Sicherheitsgründen bzw. aufgrund der Bauarbeiten nicht zu erhal-
ten sind, sind entsprechend zu ersetzen. 

Textliche Festsetzung 8.2: 

Die Extensivwiese auf dem Flurstück 235 ist zu erhalten. Im Rahmen der Maß-
nahmenfläche M5 ist diese Fläche zu pflegen, um diesen Biotoptyp langfristig zu 
sichern. 

Die bereits bestehende Extensivwiese ist langfristig zu erhalten. 

Textliche Festsetzung 8.3: 

Innerhalb der Gewerbegebiete sind auf Flächen, die nicht überbaut oder nicht für 
andere zulässige Nutzung benötigt werden und in denen die Forderung nicht 
durch den Bestand erfüllt ist, standortgerechte heimische Laubbäume und Sträu-
cher zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Für die Einzelbäume kommen 
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Hochstämme zum Einsatz. Arten, die hier Verwendung finden, sind Feld-Ahorn 
(Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), Winter-Linde (Tilia cordata), 
Spitz-Ahorn (Acer platanoides) sowie Vogel-Kirsche (Prunus avium). Für die 
Sträucher Arten, wie Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Eingriffliger Weißdorn 
(Crategus monogyna), Gewöhnliche Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Wei-
den (Salix spec.), Vogelbeere (Sorbus aucuparia), Gewöhnlicher Schneeball 
(Viburnum opulus), Kornelkirsche (Cornus mas), Gewöhnliche Hasel (Corylus a-
vellana), Gemeiner Liguster (Ligustrum vulgare), Vogelkirsche (Prunus avium) 
sowie Wildrosen (Rosa spp.). 

Die gewerblichen Flächen sollen soweit möglich bepflanzt werden. Hierfür sollen ausschließ-
lich die aufgeführten Arten zum Einsatz kommen.  

Textliche Festsetzung 8.4: 

Flächen, die nicht überbaut werden, nicht als Geh- und Fahrflächen, Stellplätze 
und Lagerflächen dienen und auf denen diese Forderung nicht durch den Be-
stand bereits erfüllt wird, sind als Mager- und Halbtrockenrasen zu entwickeln. 
Bei Neuansaat ist auf eine Düngung zu verzichten. Sofern notwendig ist ein 
Sand-/Kiesgemisch als Saatbett zur Etablierung der Zielvegetation zu verwen-
den, um nährstoffarme Verhältnisse zu schaffen und somit das Entwicklungsziel 
schneller zu erreichen. 

Nicht durch andere Nutzungen benötigte Flächen sollen als Mager- und Halbtrockenrasen be-
grünt werden. 

Textliche Festsetzung 8.5: 

Fassaden und Stützmauern sind, soweit möglich, mit hochwüchsigen und aus-
dauernden Kletter- und Rankpflanzen zu begrünen. Arten, wie der Gewöhnliche 
Efeu (Hedera helix), Wilder Wein (Parthenocissus spec.), Echtes Geißblatt (Lo-
nicera caprifolium) sowie Waldreben (Clematis spec.) finden hier Verwendung. 
Zur Unterstützung werden ggf. Kletterhilfen angebracht. 

Fassaden und Stützmauern sind soweit möglich zu begrünen. Hiervon ausgenommen sind 
Fensterflächen sowie Flächen, an denen technische Anlagen untergebracht werden, die eine 
Bepflanzung erschweren. 

Textliche Festsetzung 8.6: 

Flachdächer sind mindestens extensiv zu begrünen. Hiervon ausgenommen sind 
die Teile der Dachflächen, die der Gewinnung von regenerativen Energien dienen 
sowie andere technisch bedingte Aufbauten umfassen, wie Klimageräte. Arten 
die hier Verwendung finden, sind Hornzahnmoos (Ceratodon purpureus), Birn-
moos (Bryum spec.), Flaches Rispengras (Poa compressa), Weißer Mauerpfeffer 
(Sedum album), Milder Mauerpfeffer (Sedum sexangulare), Scharfer Mauerpfeffer 
(Sedum acre) und Dach-Trespe (Bromus tectorum). 

Flachdächer sind soweit möglich zu begrünen. Hiervon ausgenommen sind Dachflächen, die 
der Erzeugung von regenerativen Energien dienen oder andere technische Aufbauten bein-
halten. 
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Textliche Festsetzung 8.7: 

Oberboden ist, wenn möglich, getrennt abzutragen, fachgerecht zwischenzula-
gern und in den neu entstehenden Vegetationsflächen wieder lagegerecht einzu-
bauen, sofern die Flächen nicht für die Entwicklung von Mager- und Halbtrocken-
rasen vorgesehen sind. 

Die Festsetzung dient dem Bodenschutz. 

Textliche Festsetzung 8.8: 

Lagerflächen, Zufahrten, Parkplätze und Gehflächen sind mit einem wasser-
durchlässigen (z.B. Rasenpflaster) bzw. versickerungsaktiven Belag auszubil-
den, um ein Eindringen des Niederschlagswassers in den Kiesunterbau und Bo-
den zu ermöglichen. Alternativ sind verdunstungsfähige Belagarten zu wählen. 

Die Festsetzung dient dem Schutz des Grundwassers bzw. der Gundwasserneubildung. Die 
Grundwasserneubildung wird durch eine fachgerechte Versickerung des Oberflächenwassers 
erhalten. Stoffeinträge wie Öle, Treibstoffe oder sonstige wassergefährdende Stoffe in das 
Grundwasser sowie die Ausbringung von chemischen Pflanzenschutzmitteln und Düngern 
sind zu vermeiden. 

Textliche Festsetzung 8.9: 

Auf Dachflächen und Oberflächenbefestigungen anfallendes Niederschlagswas-
ser ist vorbehaltlich und nach Maßgabe der wasserrechtlichen Erlaubnis auf dem 
Grundstück zu versickern. 

Das anfallende Niederschlagswasser soll im Plangebiet verbleiben. Im weiteren Verlauf der 
Planung werden die Festsetzungen zur Versickerung konkretisiert. 

Textliche Festsetzung 8.10: 

Zur Dacheindeckung und für Regenrinnen und –fallrohre sind ausschließlich be-
schichtete Materialien (z.B. Aluminium, Edelstahl, beschichtetes Kupfer) zu ver-
wenden. Die Verwendung unbeschichteter Materialien ist unzulässig. 

Das anfallende Niederschlagswasser soll im Plangebiet verbleiben, die Festsetzung stellt in 
diesem Zusammenhang sicher, dass Schadstoffeinträge in Gewässer vermieden werden. 

Textliche Festsetzung 8.11: 

Unterirdische Bauwerke (z.B. Tiefgaragen, Zisternen, Anlagen zur Rückhaltung 
und Beseitigung von Niederschlagswasser) sind vollständig unterirdisch anzu-
legen und, soweit sie nicht überbaut sind, mit einer mindestens 50 cm starken 
durchwurzelbaren Erd- und Humusschicht zu bedecken sowie als artenreise Ex-
tensivwiese mit autochthonen Saatgut des Ursprungsgebietes 15 zu begrünen. 

Hiermit soll gewährleistet werden, dass an der Oberfläche ein gut zu bepflanzender, möglichst 
hoher Freiflächenanteil verbleibt. 

 

2.2.9 Lärmschützende Festsetzungen 

Diese werden im laufenden Verfahren ergänzt. 
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2.3 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

2.3.1 Anforderungen an die äußere Gestaltung von baulichen Anlagen 

Textliche Festsetzung 9.1: 

Innerhalb des Geltungsbereiches sind nur Flachdächer und flachgeneigte Dä-
cher unter 10° Neigung zulässig. 

Dachflächen sind dazu geeignet, sich in der Hanglage negativ auf das Ortsbild auszuwirken. 
Es sollen zurückhaltend in Erscheinung tretende flache bzw. flachgeneigte Dächer realisiert 
werden. Diese sind dazu geeignet, gängige Anlagen zur solaren Energiegewinnung unterzu-
bringen. Von Dachflächen sollen zudem möglichst keine Blendwirkungen ausgehen. 

Textliche Festsetzung 9.2: 

Fahnenmasten sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
Auf je angefangener 1.000 m² Grundstücksfläche ist maximal 1 Fahnenmast mit 
einer maximalen Höhe von 10 m zulässig. 

Für Fahnenmasten als freistehende bauliche Anlagen wird hinsichtlich der Höhe und Stellung 
der Masten im Verbund eine gesonderte Festsetzung getroffen, um einer äußerlich dominan-
ten Erscheinung und nachteiligen Häufung der Anlagen entgegen zu wirken, bei denen es sich 
zumeist um Werbeanlagen handelt. 

Textliche Festsetzung 9.3: 

Bauliche Anlagen, die eine Oberkante von 10 m überschreiten, sind mit einem 
matten Farbanstrich mit einem Remissionswert von 20 – 40 % zu versehen. Reine 
oder leuchtende Farben sind unzulässig. Ausgenommen davon sind zulässige 
Werbeanlagen. 

Mit der Festsetzung des Remissionswertes des Farbanstriches für bauliche Anlagen über 10 
m Gebäudehöhe wird sichergestellt, dass die Fernwirkung der Baukörper gemindert wird. Zu-
sätzlich sollen den Fahrverkehr beeinträchtigende Blendwirkungen gemindert werden. 

2.3.2 Errichtung von Werbeanlagen 

Textliche Festsetzung 10.1: 

Werbeanlagen an der Stätte der Leistung dürfen die Oberkante der Dachfläche 
des Gebäudes, an dem sie angebracht sind, nicht überschreiten und maximal 10 
% der jeweiligen Fassadenfläche bedecken. 

Textliche Festsetzung 10.2: 

Lauflicht und Wechselwerbeanlagen sind nicht zulässig. 

Werbeanlagen können sich negativ auf das Landschaft- und Ortsbild Auswirkungen, die Sicht-
verhältnisse an Ein- und Ausfahrten behindern sowie Blendwirkungen verursachen. Sie wer-
den deshalb hinsichtlich ihrer Zulässigkeit beschränkt. 
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2.3.3 Gestaltung der Plätze für bewegliche Abfallbehälter 

Textliche Festsetzung 11: 

Standplätze für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind durch geeignete 
Maßnahmen vor der Einsicht von den Straßenverkehrsflächen zu schützen. 

Um Beeinträchtigungen des Straßenbildes oder der Grundstücksflächen zu vermeiden, sind 
bewegliche Abfallbehälter und Wertstoffsammelstellen einzuhausen oder einzugrünen oder 
in die Gebäude zu integrieren. 

2.3.4 Einfriedungen 

Textliche Festsetzung 12: 

Einfriedungen sind ausschließlich als Hecken oder Zäune mit vertikalen oder ho-
rizontalen Stäben oder Maschendraht bis zu einer Höhe von 2,5 m zulässig. 

Mit der Vorschrift soll ein gebietstypisches Erscheinungsbild erzielt werden. Entsprechend 
wird hinsichtlich der Art und Höhe der Anlagen eine einheitliche Festsetzung getroffen. Einer 
äußerlich dominanten Erscheinung soll hierbei entgegengewirkt werden.  

2.4 Nachrichtliche Übernahmen 

Diese werden im weiteren verfahren ergänzt.  

2.5 Hinweise 

Die Planurkunde enthält Hinweise: 

Einsichtnahme von Vorschriften 

Die den Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen o.ä. können dort 
eingesehen werden, wo nach der Bekanntmachung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche 
Auslegung des Bebauungsplanes und der Begründung erfolgt und gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
der Bebauungsplan mit der Begründung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird. 

Baulärm 

Während der Bauphase ist sicherzustellen, dass die in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen - (AVV Baulärm vom 19.08.1970) festge-
setzten Immissionsrichtwerte für die betroffenen Gebiete während der Tagzeit und vor allem 
während der Nachtzeit eingehalten werden. Dabei gilt als Nachtzeit die Zeit von 20:00 bis 7:00 
Uhr. 

V1: Durchführung einer Umweltbaubegleitung (UBB) 

Vor und während der Baumaßnahmen und der Baufeldfreimachung soll eine Umweltbaube-
gleitung hinzugezogen werden. So ist rechtzeitig vor den Baumaßnahmen sicherzustellen, 
dass die Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen Eingang in Leistungsverzeichnisse und Bauab-
laufpläne finden und rechtzeitig vorher realisiert werden. Die Umweltbaubegleitung hat den 
Kontakt zu den unteren Naturschutzbehörden zu halten, informiert sie regelmäßig über den 



Planungsinhalte und -festsetzungen 
 

50 von 57 

Stand der Arbeiten und bindet sie bei auftretenden Problemen, wie unvorhersehbaren Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft rechtzeitig ein. 

V2: Schutzzäune für zu erhaltende Baumbestände 

Innerhalb des Geltungsbereichs sind einige Bäume zu erhalten. Um die betreffenden Bäume 
während der Baumaßnahmen nicht zu beschädigen, ist um die Gehölze ein fest verankerter 
Schutzzaun gemäß den Ausführungen hierzu im Umweltbericht aufzustellen.  

V3: Einsatz von insektenfreundlichen Leuchtmitteln und Begrenzung der Beleuchtung 
auf das unbedingt notwendige Maß 

Die nächtliche Beleuchtung ist soweit wie möglich zu reduzieren. Beleuchtungsanlagen sind 
sowohl im Rahmen der Bauarbeiten, als auch später die dauerhafte Beleuchtung, so auszu-
richten, dass keine naturschutzfachlich hochwertigen Flächen angestrahlt werden; insbeson-
dere Gehölzbereiche sind möglichst komplett von Lichtimmissionen freizuhalten. Die Lichtke-
gel sind grundsätzlich nach unten hin auszurichten und nach oben hin lichtdicht abzuschirmen. 
Dazu sollten insektenfreundliche Leuchtmittel (Farbtemperatur bis max. 2.700 K) eingesetzt 
werden. Auf die weiteren Ausführungen hierzu im Umweltbericht wird hingewiesen. 

V4: Baumfällung und Baufeldberäumung im Zeitraum Anfang Oktober bis Ende Februar 

Maßnahmen der Baumfällung und Baufeldberäumung sind ausschließlich im Zeitraum Anfang 
Oktober bis Ende Februar vorzusehen, um Auswirkungen auf Vögel und Fledermäuse zu ver-
meiden.  

V5: Minimierung von Vogelschlag an Gebäuden 

Um mögliche Kollisionen von Vögeln zu reduzieren, sollen etwaige großflächige Glasscheiben 
an den Neubaugebäuden ganzflächig mit speziellen Rasterfolien beklebt werden. 

V6: Vermeidung von Fallenwirkungen 

Von technischen Anlagen (z.B. Kellerschächte) können für kleine Tiere Barriere- oder Fallen-
wirkungen ausgehen. Diese sind zu vermeiden bzw. ausreichend zu sichern. 
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3 Auswirkungen der Planung 

Die Planung wirkt sich auf verschiedene Belange aus, die nachfolgend näher erläutert und in 
die Abwägung eingestellt werden. 

3.1 Erläuterung der Auswirkungen 

3.1.1 Stadtplanerisch-städtebauliche Auswirkungen 

Die Planung dient der gewerblichen Weiterentwicklung der Gemeinde Regnitzlosau. Die Fest-
setzungen sollen die Realisierung gewerblicher Nutzungen ermöglichen. Gewerbliche Fehl-
entwicklungen, beispielsweise durch monostrukturelle gewerbliche Nutzungen, die nicht den 
standörtlichen Gegebenheiten angemessen sind, werden durch den Ausschluss von Nutzun-
gen verhindert. Die Planung ermöglicht die Ansiedlung von Gewerbebetrieben und damit der 
Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen. Durch die Lage des Vorhabens außerhalb der 
bestehenden Siedlungsgebiete der Gemeinde sind negative Auswirkungen der zulässigen 
Baukörper auf städtebaulich-dörfliche Strukturen nicht zu erwarten.  

3.1.2 Baukulturelle Auswirkungen 

Das Plangebiet ist unbebaut. Entsprechende Auswirkungen sind dementsprechend nicht zu 
erwarten. 

3.1.3 Auswirkungen auf die Umwelt  

Die Planung wirkt sich auf Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt sowie den Boden aus. 
Die geplanten Flächennutzungen führen zu Flächenversiegelungen, die einen Lebens-
raumentzug mit sich führen und eine Umgestaltung der Bodenoberfläche bzw. des Reliefs be-
deuten. Diese negativen Auswirkungen der geplanten Bebauung auf Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt sowie den Boden sind durch Vermeidungs- und Begrünungsmaßnahmen 
zu vermeiden bzw. zu kompensieren.  

Im Hinblick auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen lässt sich, trotz der relativ geringen Arten-
vielfalt, eine erhebliche Beeinträchtigung im Vergleich zur aktuellen Situation erwarten. Durch 
die Umsetzung des Bebauungsplans gehen vegetationsreiche Flächen verloren, da diese 
überbaut oder umgenutzt werden. Dies führt zum Verlust von Lebensräumen, Fortpflanzungs- 
und Ruheplätzen sowie Nahrungsgebieten für Tiere, einschließlich gefährdeter oder arten-
schutzrechtlich relevanter Arten. Besonders betroffen sind dabei die Habitate von Feldvögeln. 
Darüber hinaus werden durch die Neubauten Barrieren und Zerschneidungen für bodenge-
bundene Arten geschaffen. Zudem werden die bisherigen Flugrouten von Vögeln und Fleder-
mäusen zwischen Nistplätzen (z.B. Baumhöhlen) und Nahrungsgebieten gestört. 

Für das Schutzgut Boden sind erhebliche, jedoch in der Fläche mittelmäßige Beeinträchtigun-
gen zu erwarten. Der baubedingte Erdaushub und Bodenabtrag führen zu Veränderungen der 
Struktur, Dichte, Schichtung und Zusammensetzung des Bodens, die auch in größerer Tiefe 
spürbar sind. Hierbei sind Bodenverdichtungen, eine Durchmischung der Bodenschichten und 
der Verlust von Filtrations-, Speicher- und Pufferfunktionen zu erwarten. Zudem geht mit der 
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Umsetzung des Bebauungsplans der Verlust von gewachsenem Boden einher. Da die natür-
lichen Bodenstrukturen durch Überbauung und Versiegelung dauerhaft zerstört werden, ist die 
Beanspruchung der unversiegelten Flächen als irreversibel anzusehen. 

Die zusätzlichen Versiegelungen und Überbauungen im Plangebiet führen zu weiteren Beein-
trächtigungen des natürlichen Wasserkreislaufs, da in der Regel auch die Ableitung von Ober-
flächenwasser erforderlich wird. Dadurch verringern sich die Möglichkeiten der Versickerung, 
Verdunstung, Wasserrückhaltung und Grundwasserneubildung. Insgesamt ist eine mittlere 
Beeinträchtigung des Schutzguts Wasser zu erwarten. 

Die geplante bauliche Entwicklung im B-Plangebiet wird das Landschaftsbild erheblich verän-
dern. Aufgrund der exponierten Lage des Gebiets wird das neue Gewerbegebiet weit sichtbar 
sein. Aus einigen Richtungen wird jedoch die Topografie und Vegetation einen natürlichen 
Sichtschutz bieten, sodass das Landschaftsbild weitgehend unbeeinträchtigt bleibt. Insgesamt 
sind daher mittlere Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft/Landschaftsbild zu erwarten. 

Da die Bebauung hauptsächlich auf bislang unbebauten und unversiegelten Flächen erfolgen 
wird, sind mittlere Auswirkungen auf das Schutzgut Klima zu erwarten. 

Es ist davon auszugehen, dass die Lärmbelästigung im Geltungsbereich und dessen Umfeld 
durch das erhöhte Verkehrsaufkommen und den gewerblichen Betrieb zunehmen wird. 

Für Kultur- und Sachgüter sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

Die veranlassten Auswirkungen sind kleinräumig auf den Geltungsbereich beschränkt. Es er-
geben sich auch keine negativen Auswirkungen auf angrenzende Flächen. 

Durch Maßnahmen sollen die Auswirkungen vermieden bzw. ausgeglichen werden. Der Be-
bauungsplan sieht hierfür Maßnahmenflächen vor. Inwieweit externe Maßnahmen erforderlich 
sind, wird im Laufe des Verfahrens geprüft. 

3.1.4 Auswirkungen auf den Verkehr, die Mobilität und die technische 
Infrastruktur 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans wird das Plangebiet erstmals durch die Festlegung 
einer inneren Erschließung, die an die bereits bestehende öffentliche Straßenverkehrsfläche 
angebunden wird, gewerblich nutzbar. Innerhalb des Plangebietes ist die Erschließung neu 
herzustellen. Aufgrund des Zu- und Abgangsverkehrs sind Auswirkungen auf die bestehende 
verkehrliche Infrastruktur (HO 4) zu erwarten. Zudem sind die bestehenden Freileitungen zu 
verlegen. 

3.1.5 Soziale Auswirkungen  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplan sind keine nennenswerten Auswirkungen auf soziale 
Belange verbunden. 

3.1.6 Auswirkungen auf Grün- und Freiflächen  

Mit dem Bebauungsplan werden erstmalig bislang landwirtschaftlich genutzte Flächen über-
plant. Diese Flächen besitzen wirtschaftliche Funktion für die entsprechenden Landwirte und 
eingeschränkt auch Erholungsfunktion. Der Bebauungsplan sieht vor, dass die Freiflächen auf 
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den Baugrundstücken grünordnerisch anzulegen und zu pflegen sind. Somit wird der Freiraum 
im Plangebiet gegenüber dem bisherigen Zustand weiterentwickelt. Das aufgrund der bisheri-
gen ackerbaulichen Nutzung vorliegende Fehlen baulicher Anlagen, Einfriedungen und 
darüberhinausgehender (ordnender) Grünstrukturen wird dergestalt geändert, dass die Nut-
zungen grünordnerisch eingefasst werden. 

3.1.7 Ökonomische Auswirkungen  

Der Bebauungsplan schafft die Voraussetzungen für die Entwicklung eines Gewerbegebietes, 
sodass ein Beitrag zur Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums als eigenständiger 
Lebens- und Arbeitsraum geleistet wird. Die Bauleitplanung schafft Standortvoraussetzungen 
insbesondere für das produzierende Gewerbe. Die Bauleitplanung ermöglicht die Ansiedlung 
von Unternehmen innerhalb der Zulässigkeitstatbestände des Bebauungsplans. Hierdurch 
wird die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen begünstigt und somit die Funktion der 
Gemeinde als Arbeitsstandort gestärkt. 

3.1.8 Eigentum und Bodenordnung  

Entsprechende Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

3.1.9 Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen  

Im Zuge der Erschließung entstehen entsprechende Erschließungs- und Unterhaltungskosten. 

3.1.10 Sonstige Auswirkungen  

Auswirkungen auf weitere Belange (z. B. der Verteidigung und des Zivilschutzes; des Berg-
baus; von Nachbargemeinden; des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege; von Flüchtlin-
gen oder Asylbegehrenden und ihrer Unterbringung; von Kirchen und Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts; der erhaltenswerten Ortsteile, Straßen und Plätze von geschichtli-
cher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung) sind nicht zu erwarten. 

3.2 Flächenbilanz 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst ca. 15,1 ha:  

Flächennutzung Fläche in m² 

Gewerbegebiete 
 Hierunter: 

138.395 

 GE1 58.268 

 GE2 80.127 

Private Straßenverkehrsflächen 7.548 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 2.236 

Öffentliche Grünflächen 2.989 
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Maßnahmenflächen 
 Hierunter: 

27.549 

 M1 (innerhalb öffentlicher Grünfläche) 1.901 

 M2 (innerhalb öffentlicher Grünfläche) 1.087 

 M3 (innerhalb GE1) 3.183 

 M4 (innerhalb GE2) 2.097 

 M5 (innerhalb GE2) 19.281 

gesamt 151.167 

Tab. 1: Flächenbilanz (*ggf. vorliegende Differenzen durch Rundung Teilflächenangaben)  
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4 Ergebnisse der Beteiligungsverfahren 

Die Abwägung integriert alle Belange und somit die im Rahmen der Planerarbeitung ermittel-
ten Erkenntnisse. Sie geht somit auf alle betroffenen, teils gegenläufigen Belange ein und er-
bringt somit den Nachweis über den angemessenen Ermessensspielraum der Abwägung. Be-
standteil der Abwägung sind auch die durch die Öffentlichkeit und die Behörden und Träger 
öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen und der förmlichen Beteiligung vorgetragenen 
Sachverhalte. 

4.1 Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 
BauGB 

Die Beteiligung fand noch nicht statt.  

 

4.2 Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 
BauGB 

Die Beteiligung fand noch nicht statt.  
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5 Verfahrensübersicht 

Der Bebauungsplan wird im sogenannten Regelverfahren nach Maßgabe der §§ 2 bis 4 c 
BauGB und § 10 BauGB aufgestellt: 

Verfahrensschritt Zeitangabe 

Beschluss zur Aufstellung durch Gemeinderat  Beschluss am ……………………, Be-
kanntmachung im Amtsblatt am 
…………………… 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach 
§ 3 Abs. 1 BauGB  

Beschluss am ……………………, Be-
kanntmachung im Amtsblatt am 
……………………, Durchführung vom 
…………………… bis …………………… 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 
4 Abs. 1 BauGB 

Beschluss am ……………………, mit 
Schreiben vom …………………… wurde 
um die Abgabe einer Stellungnahme bis 
zum …………………… gebeten 

Billigung des Entwurfs durch Gemeinderat Beschluss am …………………… 

Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 
BauGB  

Beschluss am ……………………, Be-
kanntmachung im Amtsblatt am 
……………………, Durchführung vom 
…………………… bis …………………… 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 
BauGB 

Beschluss am ……………………  , mit 
Schreiben vom …………………… wurde 
um die Abgabe einer Stellungnahme bis 
zum …………………… gebeten 

Abwägungsbeschluss durch Gemeinderat Beschluss am ……………………                        

Satzungsbeschluss durch Gemeinderat Beschluss am ……………………  

Bekanntmachung im Amtsblatt am 

……………………                 

Tab. 2: Durchgeführte Verfahrensschritte  
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6 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 257) 
geändert worden ist. 

 
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
176) geändert worden ist. 

 
Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

 
Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 
(GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch die §§ 4 und 5 des Gesetzes vom 25. Juli 
2025 (GVBl. S. 254) geändert worden ist. 

 

Ortssatzungen und städtebauliche Planungen 

Flächennutzungsplan der Gemeinde Regnitzlosau 
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